
Referentenentwurf des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur
Verordnung zur Genehmigung und zum Betrieb von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion in festgelegten Betriebsbereichen (Autonome-Fahrzeuge-Genehmigungs- und-Betriebs-Verordnung - AFGBV)
Vom …

Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur verordnet aufgrund § 1j Absatz 1 Nummer 1 bis Nummer 8, § 6 Absatz 1 Nummer 1 erster Halbsatz, Nummer 2 Buchstabe a, c, f, h, k, l, m, s, t und u, Nummer 3 erster Halbsatz, Nummer 4a und 17, Absatz 4a,  § 6a Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a und Absatz 2 Straßenverkehrsgesetz in Verbindung mit Absatz 3 und 4 und dem 2. Abschnitt des Verwaltungskostengesetzes vom 23. Juni 1970 (BGBl. I S. 821) sowie § 24 des Straßenverkehrsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. März 2003 (BGBl. I S. 310, 919), von denen § 6 Absatz 1 im Satzteil vor Nummer 1 zuletzt durch Artikel 1 Nummer 6 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa des Gesetzes vom 28. November 2014 (BGBl. I S. 1802), … zuletzt durch Artikel XX des Gesetzes vom XXXX (BGBl. I S.XXXX) geändert worden ist:

Artikel 1

Verordnung zur Genehmigung und zum Betrieb von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion in festgelegten Betriebsbereichen (Autonome-Fahrzeuge-Genehmigungs- und-Betriebs-Verordnung - AFGBV)

§ 1 Anwendungsbereich

(1) Diese Verordnung ist anzuwenden 

1. auf den Betrieb von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion im Sinne der §§ 1d bis 1h und mit automatisierter Fahrfunktion im Sinne des § 1h des Straßenverkehrsgesetzes,

2. auf die Zulassung der Kraftfahrzeuge nach Nummer 1 zum Verkehr im öffentlichen Straßenraum und

3. auf die Erprobung automatisierter oder autonomer Fahrfunktionen gemäß § 1i des Straßenverkehrsgesetzes.

(2) Diese Verordnung regelt außerdem

1. die Erteilung von Betriebserlaubnissen für Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion,
2. die Genehmigung festgelegter Betriebsbereiche und
3. die Zulassung von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion zum Straßenverkehr.

(3) Diese Verordnung regelt Anforderungen an und Pflichten für den Hersteller, den Halter und die Technische Aufsicht von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion in festgelegten Betriebsbereichen und solchen Kraftfahrzeugen nach § 1i des Straßenverkehrsgesetzes.
(4) Kraftfahrzeuge der Bundeswehr und der Bundespolizei sowie des Zivilschutzes sind von den Vorschriften dieser Verordnung gemäß § 1k des Straßenverkehrsgesetzes befreit, sofern diese Kraftfahrzeuge zur Erfüllung hoheitlicher Aufgaben bestimmt sind und unter gebührender Berücksichtigung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung eingesetzt werden. Die Erteilung von Betriebserlaubnissen für Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion, die Genehmigung festgelegter Betriebsbereiche und die Zulassung von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion zum Straßenverkehr können in diesen Fällen durch Dienststellen wahrgenommen. Die Dienststellen werden vom Bundesministerium der Verteidigung und vom Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat festgelegt. Die Vorgaben dieser Verordnung sind auf Kraftfahrzeuge nach Satz 1 sinngemäß anzuwenden, soweit es der Verwendungszweck dieser Kraftfahrzeuge zulässt und auf das zwingend erforderlich Maß zu beschränken.
§ 2 Betriebserlaubnis

(1) Für den Betrieb eines Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion zum Verkehr in festgelegten Betriebsbereichen im öffentlichen Straßenraum ist eine Betriebserlaubnis des Kraftfahrt-Bundesamtes erforderlich. 
(2) § 20 Absatz 1, 3 und 3a der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung gilt für die Erteilung einer allgemeinen Betriebserlaubnis für reihenweise gefertigte Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion entsprechend.

(3) Betriebserlaubnisse für die nachträgliche Aktivierung von autonomen Fahrfunktionen werden nach den Bedingungen des § 4 Absätze 4 und 5 erteilt.
§ 3 Antrag auf Erteilung der Betriebserlaubnis durch den Hersteller
(1) Der Hersteller hat die Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion beim Kraftfahrt-Bundesamt zu beantragen.
(2) Der Antrag muss die Erklärung des Herstellers enthalten, dass
1. das Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion die Voraussetzungen nach dem aktuellen Stand der Technik gemäß der Anlage I zu dieser Verordnung erfüllt und
2. er gewährleistet, dass die Anforderungen zur Erteilung der Betriebserlaubnis für ein Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion nach § 1e Absatz 2, auch in Verbindung mit Absatz 3 des Straßenverkehrsgesetzes fortlaufend eingehalten werden.
Der Hersteller hat die Dokumentationspflichten nach Anlage IV dieser Verordnung bezüglich der funktionalen Beschreibung, des Betriebshandbuches, des Sicherheitskonzeptes und der Sicherheit im Bereich der Informationstechnologie dieser Verordnung einzuhalten. Das Kraftfahrt-Bundesamt kann darüber hinaus weitere Angaben vom Hersteller nur verlangen, sofern diese für das Genehmigungsverfahren erforderlich sind.
(3) Das Kraftfahrt-Bundesamt kann einen amtlich anerkannten Sachverständigen für den Kraftfahrzeugverkehr oder eine andere Stelle mit der Begutachtung des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion beauftragen. 
§ 4 Erteilung der Betriebserlaubnis

(1) Die Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion wird vom Kraftfahrt-Bundesamt erteilt, wenn

1. die gemäß § 3 Absatz 2 Satz 1 erforderliche Erklärung des Herstellers, die Dokumentationen gemäß Anlage IV dieser Verordnung und die weiteren Angaben,  sofern diese gemäß § 3 Absatz 2 Satz 3 angefordert worden sind, vorliegen, 
2. das Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion den technischen Voraussetzungen gemäß der Anlage I dieser Verordnung entspricht,

3. die übrigen Anforderungen zum Verfahren gemäß der Anlage I dieser Verordnung erfüllt sind und

4. durch den Betrieb des Kraftfahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion weder die Sicherheit und Leichtigkeit des Straßenverkehrs beeinträchtigt noch Leib und Leben von Personen gefährdet werden.
(2) Die Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion kann jederzeit mit Nebenbestimmungen (Bedingungen, Befristungen, Auflagen) verbunden werden, um den sicheren Betrieb des Fahrzeugs zu gewährleisten.

(3) Das Kraftfahrt-Bundesamt kann entsprechend § 20 Absatz 6 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung jederzeit beim Hersteller nachprüfen oder nachprüfen lassen, ob die Voraussetzungen der Betriebserlaubnis für ein Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion vorliegen und die mit der Betriebserlaubnis verbundenen Pflichten erfüllt sind. Die Prüfergebnisse sind zu dokumentieren.

(4) Veränderungen an einem Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion, die nach Erteilung der Betriebserlaubnis vorgenommen werden, bedürfen der Genehmigung des Kraftfahrt-Bundesamtes. 
(5)  Die nationale Betriebserlaubnis für nachträglich aktivierbare automatisierte oder autonome Fahrfunktionen wird erteilt, wenn die technischen Anforderungen dafür vorliegen. Die Bestimmungen dieser Verordnung finden entsprechende Anwendung, sofern dies nicht in Abhängigkeit von der technischen Ausgestaltung dieser Systeme anderweitig bestimmt wird.

§ 5 Marktüberwachung
(1) Das Kraftfahrt-Bundesamt führt die Aufgaben der Marktüberwachung hinsichtlich der nach dieser Verordnung zu genehmigenden und genehmigten Fahrzeuge und Fahrzeugteile durch.

(2) Das Kraftfahrt-Bundesamt führt regelmäßige Kontrollen durch, um

1. nachzuprüfen, ob auf dem Markt bereitgestellte oder in Verkehr befindliche Fahrzeuge und Fahrzeugteile mit den Anforderungen dieser Verordnung übereinstimmen und

2. sicherzustellen, dass auf dem Markt bereitgestellte oder in Verkehr befindliche Fahrzeuge und Fahrzeugteile keine Gefährdung für die Gesundheit, die Sicherheit, die Umwelt oder für andere im öffentlichen Interesse schützenswerte Rechtsgüter darstellen. 

(3) Das Kraftfahrt-Bundesamt beteiligt das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik bei der Bewertung der informationstechnischen Sicherheit von Fahrzeugen und Fahrzeugteilen.

(4) Das Kraftfahrt-Bundesamt trifft die erforderlichen Maßnahmen zur Vorbereitung eines Widerrufs gemäß § 6, wenn es den begründeten Verdacht hat, dass ein Fahrzeug oder Fahrzeugteil im Anwendungsbereich dieser Verordnung die Anforderungen dieser Verordnung nicht hinreichend erfüllt.

(5) Die Hersteller und  die Halter von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion sind verpflichtet,

1. dem Kraftfahrt-Bundesamt auf Verlangen die für die Marktüberwachung erforderlichen Unterlagen und Informationen sowie andere technische Spezifikationen, die Hersteller auch einschließlich des Zugangs zu Software und Algorithmen, bereitzustellen und

2. das Kraftfahrt-Bundesamt bei der Durchführung der Marktüberwachungstätigkeiten zu unterstützen.
§ 6 Widerruf der Betriebserlaubnis

(1) Das Kraftfahrt-Bundesamt hat die gemäß § 4 erteilte Betriebserlaubnis zu widerrufen, wenn

1. das Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion ohne Genehmigung verändert wurde und dadurch den Anforderungen der Betriebserlaubnis nicht mehr entspricht,

2. der Hersteller die zur Erteilung der Betriebserlaubnis erforderlichen Anforderungen nicht mehr erfüllt,

3. durch den Betrieb die Sicherheit und Leichtigkeit des Straßenverkehrs beeinträchtigt werden kann oder eine Gefährdung von Leib oder Leben von Personen zu erwarten ist.
(2) Besteht die begründete Annahme, dass eine Voraussetzung nach Satz 1 vorliegt, kann das Kraftfahrt-Bundesamt Maßnahmen zu deren Klärung anordnen und bis zur Klärung den Betrieb des betreffenden Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion untersagen.

(3) § 48 und § 49 des Verwaltungsverfahrensgesetzes bleiben unberührt.
(4) Über den Widerruf einer Betriebserlaubnis informiert das Kraftfahrt-Bundesamt die gemäß § 7 Absatz 2 für die Genehmigung des festgelegten Betriebsbereichs nach Landesrecht zuständige Behörde, sofern diese bereits für das entsprechende Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion einen festgelegten Betriebsbereich gemäß § 9 Absatz 1 genehmigt hat oder ein Antrag auf Genehmigung eines festgelegten Betriebsbereichs gemäß § 8 gestellt worden ist.
§ 7 Festlegung eines Betriebsbereichs durch Genehmigung

(1) Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion dürfen im öffentlichen Straßenraum nur in festgelegten Betriebsbereichen gemäß § 1d Absatz 2 des Straßenverkehrsgesetzes betrieben werden.
(2) Die Festlegung eines Betriebsbereiches für ein Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion erfolgt durch den Halter des Kraftfahrzeugs. Der festgelegte Betriebsbereich bedarf der Genehmigung durch die nach Landesrecht zuständige Behörde.
(3) Die Genehmigung des festgelegten Betriebsbereichs kann für mehrere baugleiche Fahrzeuge erteilt werden, sofern eine entsprechende Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion nach den vorstehenden Vorschriften vorliegt.

§ 8 Antrag auf Genehmigung durch den Halter
(1) Der Antrag auf Genehmigung eines festgelegten Betriebsbereichs muss Folgendes enthalten:

1. eine konkrete Beschreibung des festzulegenden Betriebsbereiches für den Betrieb des Kraftfahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion, insbesondere durch Darstellung eines umgrenzten geographischen Bereichs, des Betriebszwecks und der damit verbundenen Betriebsbedingungen,

2. die Erklärung des Halters, dass die Deaktivierbarkeit der autonomen Fahrfunktion des Kraftfahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion im Sinne des § 1e Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 des Straßenverkehrsgesetzes und die Möglichkeit der Freigabe von Fahrmanövern im Sinne des § 1e Absatz 3 des Straßenverkehrsgesetzes in diesem Betriebsbereich gewährleistet sind,

3. die Erklärung des Halters, dass die personellen und sachlichen Voraussetzungen gemäß den §§ 13 und 14 vorliegen.
(2) Der Halter hat mit dem Antrag außerdem Folgendes vorzulegen:

1. die Betriebserlaubnis für ein Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion gemäß § 4 und
2. jeweils vom Halter und  der Technischen Aufsicht 

a) ein Führungszeugnis zur Vorlage bei einer Behörde und
b) ein Auszug aus dem Fahrerlaubnisregister,

3. für die Technische Aufsicht zusätzlich ein Auszug aus dem Fahreignungsregister.

(3) Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann darüber hinaus weitere Angaben vom Halter verlangen, sofern dies für die Antragsprüfung erforderlich ist. Das Nähere regeln die Anlagen I und II dieser Verordnung.
§ 9 Genehmigungserteilung; Kontrollen
(1) Die Genehmigung gemäß § 7 wird erteilt, wenn
1. eine Betriebserlaubnis für ein Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion gemäß § 4 vorliegt,
2. der festgelegte Betriebsbereich für den Betrieb des Kraftfahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion gemäß Absatz 2 geeignet ist und

3. die personellen und sachlichen Voraussetzungen gemäß den §§ 13 und 14 erfüllt sind.
(2) Ein Betriebsbereich ist gemäß Absatz 1 Nummer 2 geeignet, wenn

1. das Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion nach den Angaben der nach § 4 erteilten Betriebserlaubnis für ein Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion die Fahraufgabe in diesem festgelegten Betriebsbereich selbständig bewältigen kann,

2. die Straßeninfrastruktur entlang der maßgeblichen Streckenführung den technischen Anforderungen für den Betrieb des Kraftfahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion gemäß der Betriebserlaubnis entspricht,
3. die Möglichkeit des Eingreifens der Technischen Aufsicht zur Deaktivierung oder zur Freigabe von Fahrmanövern zu jeder Zeit sichergestellt ist, 
4. durch den Betrieb des Kraftfahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion in diesem Betriebsbereich weder die Sicherheit und Leichtigkeit des Straßenverkehrs beeinträchtigt noch Leib und Leben von Personen gefährdet werden und

5. sonstige öffentliche Belange der Genehmigung gemäß § 7 nicht entgegenstehen.

(3) Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann einen amtlich anerkannten Sachverständigen für den Kraftfahrzeugverkehr oder eine andere geeignete Stelle mit der Begutachtung der Straßeninfrastruktur innerhalb des beantragten festgelegten Betriebsbereiches und der Betriebserlaubnis für das Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion beauftragen. Die zuständige Behörde kann verlangen, dass der Halter ein dem Satz 1 entsprechendes Gutachten vorlegt, soweit dies für die Antragsprüfung erforderlich ist.
(4) Die nach Landesrecht zuständige Behörde entscheidet im Einvernehmen mit der jeweils betroffenen Gebietskörperschaft, sofern diese nicht bereits die zuständige Behörde gemäß § 7 Absatz 2 ist. Erstreckt sich ein Betriebsbereich über eine Landesgrenze hinweg, so entscheidet die nach Landesrecht zuständige Behörde im Einvernehmen mit der betroffenen anderen nach jeweiligem Landesrecht zuständigen Behörde.
(5) Die Genehmigung kann jederzeit mit Nebenbestimmungen versehen werden, sofern dies erforderlich ist, um die Einhaltung der in Absatz 1 genannten Voraussetzungen sicherzustellen. Insbesondere kann die Genehmigung mit einem anfänglichen, befristeten Verbot der Personenbeförderung und des Gütertransports verbunden werden. 
(6) Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann jederzeit beim Halter die Erfüllung der Voraussetzungen der Genehmigung und der mit der Genehmigung verbundenen Pflichten nachprüfen oder nachprüfen lassen. Nachträgliche Veränderungen in Bezug auf die Voraussetzungen gemäß § 8 hat der Halter der nach Landesrecht zuständigen Behörde unverzüglich mitzuteilen. Insbesondere ist der nachträgliche Einsatz weiterer Personen oder der Wechsel von eingesetzten Personen unverzüglich anzuzeigen; § 8 Absätze 2 und 3 gelten insoweit entsprechend. § 4 Absatz 3 Satz 2 bleibt unberührt.
(4) Die nach Landesrecht zuständige Behörde setzt das Kraftfahrt-Bundesamt über jede Erteilung einer Genehmigung eines festgelegten Betriebsbereichs in Bezug auf das jeweilige Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion in Kenntnis.
§ 10 Widerruf der Genehmigung

(1) Die nach Landesrecht zuständige Behörde hat die gemäß § 9 erteilte Genehmigung zu widerrufen, wenn

1. Nebenbestimmungen nicht erfüllt werden und dies zu einer Gefährdung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs oder von Leib oder Leben von Personen führen kann,

2. bei einem Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion die autonome Fahrfunktion außerhalb des festgelegten Betriebsbereichs eingesetzt wird,

3. nicht gewährleistet ist, dass während des Betriebs des Kraftfahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion in seinem festgelegten Betriebsbereich die Deaktivierung oder Freigabe von Fahrmanövern vorgenommen werden kann,

4. die personellen und sachlichen Voraussetzungen gemäß §§ 13 und 14 nicht mehr vorliegen, oder
5. die nach § 4 erteilte Betriebserlaubnis für ein Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion erlischt, zurückgenommen, widerrufen worden oder auf sonstige Weise unwirksam geworden ist. 

(2) § 48 und § 49 des Verwaltungsverfahrensgesetzes bleiben unberührt.
(3) Über den Widerruf einer gemäß § 9 erteilten Genehmigung setzt die nach Landesrecht zuständige Behörde das Kraftfahrt-Bundesamt in Kenntnis. 
§ 11 Maßgaben zur Anwendung der Fahrzeug-Zulassungsverordnung

(1) Für die Zulassung von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion zum Verkehr in festgelegten Betriebsbereichen ist die Fahrzeug-Zulassungsverordnung nach Maßgabe der folgenden Absätze anzuwenden.
(2) Die Zulassung nach § 3 Absatz 1 Satz 2 der Fahrzeug-Zulassungsverordnung setzt Folgendes voraus:
1. eine gültige Betriebserlaubnis für ein Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion gemäß    § 4,

2. eine gültige Genehmigung eines festgelegten Betriebsbereichs nach § 9 und

3. das Bestehen einer dem Pflichtversicherungsgesetz entsprechenden Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung.
Mit dem Antrag nach § 6 der Fahrzeug-Zulassungsverordnung ist die Betriebserlaubnis für ein Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion gemäß § 4 sowie die Genehmigung eines festgelegten Betriebsbereiches gemäß § 9 vorzulegen.

(3) Die Verwendung der autonomen Fahrfunktion im Verkehr nach § 1 Absatz 1 des Straßenverkehrsgesetzes wird auf den genehmigten festgelegten Betriebsbereich beschränkt. Dies ist in die Zulassungsbescheinigung Teil I gemäß § 11 der Fahrzeug-Zulassungsverordnung einzutragen. Abweichend von § 11 Absatz 6 der Fahrzeug-Zulassungsverordnung genügt es, wenn die Zulassungsbescheinigung Teil I aufbewahrt und zuständigen Personen auf Verlangen zur Prüfung ausgehändigt wird. 

(4) Für eine Umschreibung auf einen neuen Halter nach § 13 Absatz 4 Satz 3 der Fahrzeug-Zulassungsverordnung oder für eine Wiederzulassung nach § 14 Absatz 2 der Fahrzeug-Zulassungsverordnung ist vom Halter zusätzlich die Genehmigung eines festgelegten Betriebsbereichs nach § 9 vorzulegen.

(5) Die Verfahren nach Abschnitt 2a Unterabschnitt 3 sind nicht anzuwenden.

(6) Die Zulassungsbehörde hat der Behörde, die die Genehmigung des festgelegten Betriebs-bereiches erteilt hat, unverzüglich die Zulassung, Wiederzulassung, Umschreibung und Außerbetriebsetzung der betroffenen Kraftfahrzeuge mitzuteilen. Besteht für ein zugelassenes Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion keine Genehmigung eines festgelegten Betriebsbereiches gemäß § 9, hat der Halter unverzüglich das Fahrzeug nach Maßgabe des § 14 Absatz 1 der Fahrzeug-Zulassungsverordnung, auch in Verbindung mit § 15g der Fahrzeug-Zulassungsverordnung, außer Betrieb setzen zu lassen. Erfährt die Zulassungsbehörde, dass für ein zugelassenes Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion keine Genehmigung eines festgelegten Betriebsbereiches gemäß § 9 besteht, hat sie unverzüglich den Betrieb des Fahrzeugs nach § 5 der Fahrzeug-Zulassungsverordnung zu untersagen.
§ 12 Hersteller

Der Hersteller eines Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion hat dem Halter die Reparatur- und Wartungsinformationen für dieses Kraftfahrzeug zur Verfügung zu stellen. 
§ 13 Anforderungen an den Halter

(1) Der Halter hat zur Erfüllung der Pflichten gemäß § 1f Absatz 1 des Straßenverkehrsgesetzes während des Betriebs des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion zu gewährleisten, dass

1. unter Zugrundelegung der vom Hersteller zur Verfügung gestellten Reparatur- und Wartungsinformationen die Fahrzeugsysteme für die aktive und passive Sicherheit des Kraftfahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion gemäß den Bestimmungen der Anlage II Nummer 2 dieser Verordnung regelmäßig überprüft werden,

2. eine erweiterte Abfahrkontrolle nach Anlage II Nummer 3 dieser Verordnung durchgeführt wird,

3. 
unter Zugrundelegung der vom Hersteller zur Verfügung gestellten Reparatur- und Wartungsinformationen alle 90 Tage eine Gesamtprüfung des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion durchgeführt wird,
4.
die Ergebnisse dieser Prüfungen samt Beschreibung aufgetretener Mängel und durchgeführter Instandsetzungen in einem Bericht dokumentiert und dem Kraftfahrt-Bundesamt sowie der nach Landesrecht zuständigen Behörde jeweils auf Verlangen unverzüglich übermittelt werden, sofern dies erforderlich ist

a) bezüglich des Kraftfahrt-Bundesamts für dessen Aufgabenerfüllung nach § 2 Absatz 1 und § 6 Absatz 1,

b) bezüglich der nach Landesrecht zuständigen Behörde für deren Aufgabenerfüllung nach § 7 Absatz 2 und § 10 Absatz 1.
(2) Der Halter eines Kraftfahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion muss, sofern er die Aufgaben der Technischen Aufsicht nicht selbst wahrnimmt, eine nach § 14 geeignete natürliche Person hierfür bestellen. Der Halter hat die zur Wahrnehmung der Pflichten der Technischen Aufsicht notwendigen sachlichen Voraussetzungen bereitzustellen.
(3) Der Halter eines Kraftfahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion muss sicherstellen, dass die Durchführung und Einhaltung der technischen und organisatorischen Anforderungen nach Absatz 1 gewährleistet ist, insbesondere durch Einsatz geeigneter Personen; hierzu hat er die in Anlage II Nummer 2 dieser Verordnung genannten Anforderungen zu erfüllen. Die vom Halter für die Durchführung und Einhaltung der technischen und organisatorischen Anforderungen eingesetzten Personen müssen im Hinblick auf die Wahrnehmung der ihnen anvertrauten Aufgaben zuverlässig sein. Zur Beurteilung ihrer Zuverlässigkeit sind im Rahmen des Verfahrens gemäß § 7 und § 8 Absatz 2 jeweils ein Führungszeugnis zur Vorlage bei einer Behörde sowie zusätzlich ein Auszug aus dem Fahreignungsregister vorzulegen. § 8 Absatz  3 gilt bezüglich Satz 3 entsprechend.
(4) Der Halter hat für das Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion eine Hauptuntersuchung nach Maßgabe der Anlage VIII in Verbindung mit Anlage VIIIa der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung zu veranlassen. Die Frist für die Hauptuntersuchung nach § 29 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung beträgt 6 Monate.
§ 14 Anforderungen an die Technische Aufsicht
(1) Die als Technische Aufsicht bestellte natürliche Person muss sachkundig sein und über eine dem jeweiligen Fahrzeug entsprechende gültige Fahrerlaubnis verfügen; hierzu sind die in Anlage II Nummer 1 dieser Verordnung genannten Nachweise zu erbringen.

(2) Die als Technische Aufsicht bestellte natürliche Person muss im Hinblick auf die Wahrnehmung der ihr anvertrauten Aufgaben nach § 1f Absatz 2 des Straßenverkehrsgesetzes zuverlässig sein.

§ 15 Datenspeicherung

(1) Wird eine Genehmigung mit einem befristeten Verbot der Personenbeförderung oder des Gütertransports gemäß § 9 Absatz 5 Satz 2 verbunden, sind die in § 1g Absatz 1 des Straßenverkehrsgesetzes genannten Daten vom Halter zum Zeitpunkt der in § 1g Absatz 2 des Straßenverkehrsgesetzes genannten Ereignisse im Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion zu speichern.

(2) Im Regelbetrieb hat der Halter die Daten nach § 1g Absatz 1 des Straßenverkehrsgesetzes bei einem Ereignis nach § 1g Absatz 2 des Straßenverkehrsgesetzes zu speichern.

(3) Näheres zu den genauen Zeitpunkten der Datenspeicherung, den Parametern der Datenkategorien und den Datenformaten regelt Anlage III dieser Verordnung.
§ 16 Erprobungsgenehmigung

(1) Entwicklungsstufen für die Entwicklung automatisierter oder autonomer Fahrfunktionen dürfen in Kraftfahrzeugen im öffentlichen Straßenraum nur erprobt werden, wenn für das entsprechende Kraftfahrzeug eine Erprobungsgenehmigung des Kraftfahrt-Bundesamts nach § 1i des Straßenverkehrsgesetzes vorliegt. Die Erprobungsgenehmigung umfasst auch die Genehmigung zur Erprobung aller zu erprobenden Teile, Systeme oder Einheiten des Kraftfahrzeugs. § 19 Absatz 6 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung ist auf solche Kraftfahrzeuge nicht anwendbar.

(2) Die Erprobung ist für eine angemessene Zeit zu befristen und sollte im Regelfall vier Jahre nicht überschreiten. Die Genehmigung ist jeweils für weitere zwei Jahre zu verlängern, wenn die ursprünglichen Genehmigungsbedingungen fortbestehen und der bisherige Verlauf der Erprobung einer Verlängerung nicht entgegensteht. Der Ablauf der Geltungsdauer wird gehemmt durch die Erhebung der Klage oder des Widerspruchs gegen die Genehmigung
(3) Die Erteilung einer Erprobungsgenehmigung setzt voraus, dass

1. für das Kraftfahrzeug eine Einzelgenehmigung oder Typgenehmigung vorliegt;
2. an dem Kraftfahrzeug nach der Einzelgenehmigung oder der Typgenehmigung nachträglich Veränderungen vorgenommen worden sind, um es mit automatisierten oder autonomen Fahrfunktionen auszustatten;
3. der Halter, der die Entwicklung und Erprobung veranlasst, sowie die an der Entwicklung und Erprobung Beteiligten ausreichend sachkundig und zuverlässig sind in Bezug auf technische Entwicklungen für den Kraftfahrzeugverkehr;
4. der Halter ein Entwicklungskonzept vorlegt, in dem

a) die bereits vorgenommenen und noch beabsichtigten Veränderungen sowie die zu erprobenden Fahrfunktionen hinreichend beschrieben werden,

b) die Einhaltung des gegenwärtigen Standes der Technik dargelegt wird

aa) bei automatisierten Fahrfunktionen unter Berücksichtigung von § 1a Absatz 2 des Straßenverkehrsgesetzes und
bb) bei autonomen Fahrfunktionen unter Berücksichtigung von § 1e Absatz 2 des Straßenverkehrsgesetzes,
c) die Sicherstellung der permanenten Überwachung des Betriebs dargelegt wird

aa) bei automatisierten Fahrfunktionen durch einen in Bezug auf technische Entwicklungen für den Kraftfahrzeugverkehr zuverlässigen Fahrzeugführer und

bb) bei autonomen Fahrfunktionen durch eine vor Ort anwesende, in Bezug auf technische Entwicklungen für den Kraftfahrzeugverkehr zuverlässige Technische Aufsicht und

d)
die Bereitstellung von die Verkehrssicherheit und den technologischen Fortschritt der zu erprobenden Entwicklungsstufe betreffenden, nicht personenbezogenen Daten und Ereignissen enthalten ist. Hierzu zählen insbesondere die Anzahl und Zeiten der Nutzung sowie der Aktivierung und der Deaktivierung der automatisierten oder autonomen Fahrfunktion, die Anzahl und Zeiten der Freigabe von alternativen Fahrmanövern, Fehlerspeichereinträge (Beginn und Ende) samt Softwarestand, Umwelt- und Wetterbedingungen, der Name der aktivierten und deaktivierten passiven und aktiven Sicherheitssysteme, dessen Zustand sowie die Instanz, die das Sicherheitssystem ausgelöst hat, die Fahrzeugbeschleunigung in Längs- und Querrichtung und die Geschwindigkeit.
5. das automatisierte oder autonome Fahrzeugsystem permanent deaktivierbar und vor Ort übersteuerbar ist.
(4) Das Kraftfahrt-Bundesamt ist berechtigt, die zur Schaffung einer Datenbasis zur Beurteilung der Sicherheit im Straßenverkehr und des technischen Fortschritts sowie zur evidenzbasierten Entwicklung der Regulierung von Entwicklungsstufen automatisierter oder autonomer Fahrfunktionen erforderlichen Daten zu erheben, in anonymisierter Form zu speichern und zu verwenden. Die Daten sind spätestens nach Abschluss der nächsten Evaluierung gemäß § 1l des Straßenverkehrsgesetzes zu löschen. 
(5) Das Kraftfahrt-Bundesamt kann im Rahmen der Erprobungsgenehmigung Ausnahmen genehmigen von

1. den Vorschriften der §§ 1a, 1e des Straßenverkehrsgesetzes,

2. dieser Verordnung mit Ausnahme von § 15 und der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung.

(6) Die Erprobungsgenehmigung ist bei Fahrten mitzuführen und zuständigen Personen auf Verlangen zur Prüfung auszuhändigen.
(7) Ein Hinweis auf die Erprobungsgenehmigung ist in die Zulassungsbescheinigung Teil I einzutragen.

(8) Die Verfahren nach Abschnitt 2a Unterabschnitt 3 der Fahrzeug-Zulassungsverordnung und § 11 sind nicht anzuwenden.
§ 17 Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 24 Absatz 1 Satz 1 des Straßenverkehrsgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1.
ohne Betriebserlaubnis nach § 2 Satz 1 ein Kraftfahrzeug betreibt,
2. entgegen § 5 Absatz 5 Nummer 1 und 2 die für die Durchführung der Marktüberwachungstätigkeiten erforderliche Unterstützung unterlässt,
3. einer vollziehbaren Anordnung nach § 6 Absatz 1 Satz 2 zuwiderhandelt,
4. entgegen § 7 Absatz 1 ein Kraftfahrzeug betreibt oder 
5. ohne Genehmigung nach § 7 Absatz 2 ein Kraftfahrzeug betreibt.
Anlage I
Anforderungen an Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion

Anlage II
Technische und organisatorische Anforderungen an den Halter
Anlage III
Datenspeicherung

Anlage IV
Dokumentationspflichten des Herstellers
Artikel 2

Änderung der Gebührenordnung für Maßnahmen im Straßenverkehr (GebOSt)

Die Gebührenordnung für Maßnahmen im Straßenverkehr vom 25. Januar 2011 (BGBl. I S. 98), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29. Juni 2020 (BGBl. I S. 1528) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 2 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a. In Nummer 11 wird der Punkt durch ein Komma ersetzt.

b. Nach Nummer 11 wird folgende Nummer 12 eingefügt:

„die Kosten eines amtlich anerkannten Sachverständigen für den Kraftfahrzeugverkehr oder einer anderen vom Kraftfahrt-Bundesamt beauftragten Stelle für die Begutachtung des Kraftfahrzeugs mit automatisierter oder autonomer Fahrfunktion einschließlich der Bewertung der informationstechnischen Sicherheit von Fahrzeugen und Fahrzeugteilen.“

2. Die Anlage (zu § 1) wird wie folgt geändert:


a. Nach Nummer 111.2.1 werden die folgenden Nummern 111.3, 111.4, 111.5, 111.6 und 111.7 eingefügt:

	Gebühren-Nummer
	Gegenstand
	Gebühr
Euro

	„111.3
	einer Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion
	89 240,00

	111.4
	einer Erprobungsgenehmigung für Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion
	89 240,00

	111.5
	einer Genehmigung einer nachträglichen Aktivierung einer autonomen Fahrfunktion in bereits zugelassenen Kraftfahrzeugen

nach Personal- und Sachaufwand je Stunde und Person
	49,00 bis 129,00  

	111.6
	einer Genehmigung einer nachträglichen Aktivierung einer automatisierten Fahrfunktion in bereits zugelassenen Kraftfahrzeugen

nach Personal- und Sachaufwand je Stunde und Person
	49,00 bis 129,00 

	111.7
	einer Erprobungsgenehmigung für automatisierte Fahrfunktionen

nach Personal- und Sachaufwand je Stunde und Person
	49,00 bis 129,00“



b. Nach Nummer 112.3 werden folgende Nummern 112.4, 112.5,112.6, 112.7 und 112.8 eingefügt:

	Gebühren-Nummer
	Gegenstand
	Gebühr
Euro

	„112.4
	zur Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion
	44 620,00 

	112.5
	zur Erprobungsgenehmigung für Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion
	44 620,00

	112.6
	einer Genehmigung einer nachträglichen Aktivierung einer autonomen Fahrfunktion in bereits zugelassenen Kraftfahrzeugen

nach Personal- und Sachaufwand je Stunde und Person
	49,00 bis 129,00 

	112.7
	einer Genehmigung einer nachträglichen Aktivierung einer automatisierten Fahrfunktion in bereits zugelassenen Kraftfahrzeugen

nach Personal- und Sachaufwand je Stunde und Person
	49,00 bis 129,00 

	112.8
	einer Erprobungsgenehmigung für automatisierte Fahrfunktionen

nach Personal- und Sachaufwand je Stunde und Person
	49,00 bis 129,00“


Artikel 3
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Der Bundesrat hat zugestimmt.

Begründung
A. Allgemeines

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen
Der Einsatz automatisierter, autonomer, also fahrzeugführerloser und vernetzter Kraftfahrzeuge im öffentlichen Straßenverkehr wird ein wesentlicher Bestandteil der zukünftigen Mobilität sein. Kraftfahrzeuge mit automatisierten und autonomen Fahrfunktionen können nicht nur die Verkehrssicherheit und -effizienz erhöhen, sondern vor allem durch neue Mobilitätskonzepte und -lösungen auch positive Umwelteffekte (Reduzierung von Emissionen, Verringerung des Flächenverbrauchs) erzielen. Der technologische Fortschritt wird sich auch auf das tägliche Leben der Gesellschaft auswirken und der Wirtschaft neue Impulse geben.

Die überragende Mehrheit aller Verkehrsunfälle in Deutschland beruht auf menschlichem Fehlverhalten. Trotz verkehrssicherer Fahrzeuge kommt es weiterhin zu schweren Unfällen, oftmals mit schlechter geschützten Verkehrsteilnehmern, wie etwa Fußgängern oder Fahrradfahrenden. Dazu bedingt der demografische Wandel, dass zunehmend ältere Menschen am Straßenverkehr teilnehmen, um mobil bleiben zu können. Sie stehen bei der Nutzung der verschiedenen Verkehrsmittel oftmals vor Herausforderungen, um zum Beispiel passende Mobilitätsangebote im öffentlichen Personennahverkehr zu finden (Niederflurfahrzeuge, Erreichbarkeit von Haltestellen). Auch mobilitätseingeschränkten Menschen wird durch den Einsatz von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion der Zugang zum gesellschaftlichen Leben erleichtert. 

Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion können auch aufgrund der reaktionsschnelleren Technik die Verkehrssicherheit erhöhen. Daneben ermöglichen sie neue Mobilitätskonzepte, die neben gewöhnlichen Verkehrslösungen (zum Beispiel im Linienverkehr) auch individuelle Möglichkeiten bieten, um Personen etwa von der Haustür abzuholen und an den jeweiligen Bestimmungsort zu bringen. Damit kann nicht zuletzt die soziale Inklusion gestärkt werden, denn der Einsatz fahrzeugführerloser Kraftfahrzeuge unterstützt mobilitätseingeschränkte Personen – wie alle anderen Bürgerinnen und Bürger auch – bei der Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. Dies gilt insbesondere auch in strukturschwachen und ländlichen Regionen.

Die Bundesregierung hat die Potenziale des automatisierten und vernetzten Fahrens erkannt und bereits im September 2015 mit der Schaffung und Umsetzung der „Strategie automatisiertes und vernetztes Fahren – Leitanbieter bleiben, Leitmarkt werden, Regelbetrieb einleiten“ der Technologieentwicklung in Deutschland Schub verliehen. Im Zuge der Strategieumsetzung konnte die Forschung erheblich gefördert und mit dem Aufbau von verschiedenen digitalen Testfeldern Möglichkeiten geschaffen werden, Fahrzeuge und Infrastruktur unter Realbedingungen in unterschiedlichen Szenarien zu erproben. Es ist dabei das Ziel der Bundesregierung, Rahmenbedingungen für die Einführung und den Regelbetrieb automatisierter, vernetzter und nunmehr autonomer Fahrfunktionen zu schaffen. Dazu bedarf es unter anderem im Sinne der Rechtssicherheit klarer rechtlicher Vorgaben für den Gebrauch und die Nutzer automatisierter, autonomer und vernetzter Kraftfahrzeuge. 

Mit dem Gesetz zur Änderung straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften - Gesetz zum autonomen Fahren vom XX.XX.XXXX sind die grundlegenden Voraussetzungen geschaffen worden, um autonomes Fahren auf öffentlichen Straßen in Deutschland möglich zu machen. Neben den technischen Anforderungen für Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion können auf Grundlage dieses Gesetzes auch Verfahrensregelungen über die Erteilung von Betriebserlaubnissen für Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion, über die Genehmigung von festgelegten Betriebsbereichen, die Zulassung zum Straßenverkehr, sowie Anforderungen und Sorgfaltsvorschriften für die am Betrieb von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion beteiligten Personen durch Verordnung erlassen werden. Das Gesetz zum autonomen Fahren in festgelegten Betriebsbereichen und diese Verordnung dienen der Herstellung von Rechtssicherheit für den Einsatz von autonomen, also fahrzeugführerlosen Systemen im Straßenverkehr entsprechend der Stufe 4 der Kategorisierung der SAE(früher: Society of Automotive Engineers  – siehe dazu: https://www.sae.org/standards/content/j3016_201806/) bzw. der aktuellen Klassifizierung der kontinuierlichen Automation des Runden Tisches „Automatisiertes Fahren“ (siehe dazu: https://www.bmvi.de/DE/Themen/Digitales/Automatisiertes-und-vernetztes-Fahren/automatisiertes-und-vernetztes-fahren.html.). Die Kraftfahrzeuge können autonom verkehren und sich notfalls selbst in den risikominimalen Zustand versetzen, wenn sie an ihre Systemgrenzen gelangen. Es verbleibt stets die Möglichkeit, die Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion über einen externen Zugriff (etwa aus einer Leitstelle) zu deaktivieren oder Fahrmanöver freizugeben. Hierfür ist die sogenannte Technische Aufsicht zuständig. Diese muss dabei nicht notwendigerweise auch der Halter des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion sein, kann es aber.
II. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen

Wie das Gesetz steht auch diese Verordnung im Einklang mit den internationalen Vorschriften, insbesondere des Wiener Übereinkommens über den Straßenverkehr (Wiener Übereinkommen über den Straßenverkehr von 1968,  BGBl. 1977 II S. 809, 811). Dies ergibt sich auch aus den im September 2018 verkündeten Empfehlungen der unter anderem für das Verhaltensrecht zuständigen Arbeitsgruppe (Working Party) „Gobal Forum for Road Traffic Safety“ WP.1 der Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für Europa (United Nations Economic Commission for Europe - UNECE). Demnach sind autonome Kraftfahrzeuge im Straßenverkehr zulässig, wenn mindestens eine Deaktivierungsmöglichkeit durch eine Person – innerhalb oder auch ausschließlich außerhalb des Fahrzeuges (unabhängig von der räumlichen Entfernung; z.B. durch die Technische Aufsicht) – besteht. Die Empfehlungen wurden im Verkehrsblatt (Verkehrsblatt 24/2018 vom 31.12.2018, S. 866-870) veröffentlicht.

Ferner stehen auch die europäischen typgenehmigungsrechtlichen Vorschriften nicht entgegen. Die bisher geltende Richtlinie 2007/46/EG (Rahmenrichtlinie) sowie die seit dem 01.09.2020 verbindlich anzuwendende Verordnung (EU) 2018/858, die die Rahmenrichtlinie abgelöst hat, bilden einen harmonisierten Rechtsrahmen für die Typgenehmigung und das Inverkehrbringen von Kraftfahrzeugen, Systemen, Bauteilen und selbstständigen technischen Einheiten für diese Fahrzeuge in der Europäischen Union. Den Kernpunkt der Typgenehmigungsvorschriften stellen indes die in Anhang IV der Rahmenrichtlinie bzw. Anhang II der Verordnung (EU) 2018/858 konzentrierten technischen Anforderungen an Kraftfahrzeuge dar. Diese enthalten jedoch keine Anforderungen an führerlose Kraftfahrzeuge. Insbesondere die Verordnung (EU) 2018/858 setzt nach der Formulierung ihres Geltungsbereichs und den technischen Vorgaben (Sitz der fahrenden Person, Lenkanlagen, Schutz der fahrzeugführenden Person bei Unfallstößen, Sichtfeld etc.) stets eine fahrzeugführende Person und damit die umfassende Steuerbarkeit des Fahrzeugs („gefahren zu werden“) voraus. Dementgegen zeichnen sich autonome Fahrfunktionen gerade dadurch aus, dass sie keine menschliche Führung vorsehen. Hier sind als Beispiele die sogenannten „People-Mover“ oder “Goods-Mover“ zu nennen. Sie dürften daher je nach entwickelter Endstufe eher als ein aliud (Roboter) denn als ein Kraftfahrzeug im Sinne der Verordnung (EU) 2018/858 zu betrachten sein, so dass hier ein nicht harmonisierter Raum bis auf weiteres der nationalen Rechtsgestaltung und einer nationale Genehmigung mit auf Deutschland begrenzter Gültigkeit zugänglich ist.

Sofern sich je nach Entwicklungsstufe die Nähe zum herkömmlichen Kraftfahrzeug herstellen lässt und das Fahrzeug so überwiegend einer Typgenehmigung nach geltendem Recht zugänglich ist, etwa wenn autonome Fahrfunktionen alternativ neben der herkömmlichen Steuerbarkeit verbaut sind, lässt die nationale Typgenehmigung für Kleinserienfahrzeuge nach Art. 42, 43 der Verordnung (EU) 2018/858 Abweichungen von den harmonisierten technischen Anforderungen zu, sofern auf nationaler Ebene alternative technische Anforderungen festgelegt werden. Solche alternativen Anforderungen enthält das vorliegende Gesetz, so dass auch diese Genehmigungsmöglichkeit eröffnet wird. Auch diese Genehmigung ist in ihrer Gültigkeit auf das deutsche Hoheitsgebiet beschränkt. 

Sofern eine Typgenehmigung mit EU-weiter Geltung begehrt wird, bietet Art. 39 der Verordnung (EU) 2018/858 die Möglichkeit der Ausnahmetypgenehmigung für neue Techniken oder neue Konzepte, die von der Europäischen Kommission autorisiert werden muss. Voraussetzung dieser Ausnahmetypgenehmigung ist jedoch die Unvereinbarkeit mit einem oder mehreren technischen Rechtsakten des Anhangs II. Wie oben bereits ausgeführt, sind autonome Kraftfahrzeuge allerdings nicht durch jene Rechtsakte beschrieben, so dass je nach Entwicklungsstand keine partielle Unvereinbarkeit sondern ein aliud vorliegt und dessen Autorisierbarkeit durch die Europäischen Kommission nicht abgeschätzt werden kann. 

Sobald auf Ebene der Europäischen Union hinreichende Vorgaben zur Typgenehmigung und zum Betrieb automatisierter und autonomer Kraftfahrzeuge bestehen, werden Anpassungen des aktuellen Gesetzes und dieser Rechtsverordnung erforderlichenfalls vorgenommen.

III. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Die Ermöglichung des Betriebes von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion in festgelegten Betriebsbereichen stellt den nächsten Schritt hin zur Einführung automatisierter, autonomer und vernetzter Fahrzeuge in den Regelbetrieb auf öffentlichen Straßen dar. Die Erprobung von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktionen im öffentlichen Straßenverkehr ist bereits auf der Grundlage von in den jeweiligen Bundesländern erteilten Ausnahmegenehmigungen möglich, setzte aber bislang voraus, dass eine eingriffsbereite Person als Sicherheitsfahrer im Fahrzeug anwesend sein musste.

Um den Regelbetrieb dieser Fahrzeuge im öffentlichen Straßenverkehr in festgelegten Betriebsbereichen zu ermöglichen, sollen nunmehr keine singulären technischen Ausnahmegenehmigungen des jeweiligen Bundeslands erforderlich sein. Daher wurde bereits mit der Änderung des Straßenverkehrsgesetzes (StVG) ein allgemeingültiges dreistufiges Verfahren vorgegeben, welches in dieser Rechtsverordnung im Einzelnen geregelt wird. Die jeweils nachfolgende Stufe bedingt dabei die jeweils vorausgehende Stufe. Bundesweit werden damit einheitliche Verfahrensvorschriften geschaffen, um den Ländern Rechtssicherheit in der Umsetzung des Gesetzes zum autonomen Fahren zu geben. Kern der Verordnung sind daher neben der Regelung der technischen Anforderungen an Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion die Bestimmung des Kraftfahrt-Bundesamts als zentrale Behörde für die Erteilung von Betriebserlaubnissen für Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion, die Genehmigung der festgelegten Betriebsbereiche durch die nach Landesrecht zuständigen Behörden, sowie Anforderungen und Sorgfaltsvorschriften für die am Betrieb von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion beteiligten Personen.

IV. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Mit der Bestimmung des Kraftfahrt-Bundesamts als zentrale Behörde für die Erteilung von Betriebserlaubnissen für Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion und für Erprobungsgenehmigungen wird eine einheitliche Überprüfung von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion gewährleistet. Diese führt zu einer Vereinfachung des Verwaltungsverfahrens und entlastet die einzelnen Bundesländer.

Mit der Genehmigung der festgelegten Betriebsbereiche durch die nach Landesrecht zuständigen Behörden kommt ein neues Verwaltungsverfahren auf die Bundesländer zu. Dabei wird sich der Verwaltungsaufwand jedoch in einem überschaubaren Rahmen halten, da Ausgangspunkt der Bewertung der festgelegten Betriebsbereiche stets die vom Kraftfahrt-Bundesamt erteilte Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion ist. Auf deren Grundlage muss lediglich die Infrastruktur des örtlichen Betriebsbereichs begutachtet werden. Hierzu werden auch amtlich anerkannte Sachverständige oder vergleichbare Stellen beauftragt werden können. 

Das Verwaltungsverfahren vor den Zulassungsbehörden wird bei der Zulassung von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion lediglich um die Vorlage der zuvor erteilten Betriebserlaubnisse und Genehmigungen erweitert.

V. Verordnungsermächtigung des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur
Die Ermächtigung des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur zum Erlass dieser Rechtsverordnung folgt aus § 1j Absatz 1 Nummer 1 bis Nummer 8, § 6 Absatz 1 Nummer 1 erster Halbsatz, Nummer 2 Buchstabe a, c, f, h, k, l, m, s, t und u, Nummer 3 erster Halbsatz, Nummer 4a und 17, Absatz 4a, § 6a Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a und Absatz 2 Straßenverkehrsgesetz in Verbindung mit Absatz 3 und 4 und dem 2. Abschnitt des Verwaltungskostengesetzes vom 23. Juni 1970 (BGBl. I S. 821) sowie § 24 des Straßenverkehrsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. März 2003 (BGBl. I S. 310, 919), von denen § 6 Absatz 1 im Satzteil vor Nummer 1 zuletzt durch Artikel 1 Nummer 6 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa des Gesetzes vom 28. November 2014 (BGBl. I S. 1802), … zuletzt durch Artikel XX des Gesetzes vom XXXX (BGBl. I S.XXXX) geändert worden ist.

VI. Gleichstellungspolitische Belange

Gleichstellungspolitische Auswirkungen der Regelungen sind nicht gegeben. Die Verordnung bietet keine Grundlage für verdeckte Benachteiligungen, Beteiligungsdefizite oder die Verfestigung tradierter Rollen.

VII. Nachhaltigkeit

Die Managementregeln und Indikatoren der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie wurden geprüft. Die Verordnung zum Verkehr von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion in festgelegten Betriebsbereichen fördert die Nutzung fahrzeugführerloser Fahrzeugsysteme. Durch die Weiterentwicklung von Assistenz- über automatisierte bis hin zu autonomen Fahrsystemen und deren Nutzung wird eine Erhöhung der Verkehrssicherheit und -effizienz unter gleichzeitiger Abnahme mobilitätsbedingter Umweltauswirkungen (vor allem Emissionen, Flächenverbrauch) erwartet. Darüber hinaus wird damit die Mobilität der Gesellschaft verbessert und der Wirtschafts- und Innovationsstandort Deutschland gestärkt.
XI. Evaluierung
Diese aufgrund des … Gesetzes zur Änderung straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften (Gesetz zum autonomen Fahren) erlassene Rechtsverordnung ist auch ein Vorgriff auf zukünftige Mobilitätsformen, die in den Regelbetrieb erst eingeführt werden. Angesichts der weiteren Entwicklung auf diesem Gebiet und der Fortschreibung internationaler Vorschriften sollen die mit dem Änderungsgesetz geschaffenen Regelungen nach Ablauf des Jahres 2023 evaluiert werden. Für die Einzelheiten wird auf die Begründung zu § 1l des Straßenverkehrsgesetzes verwiesen.
B. Zu den einzelnen Vorschriften:

I. Zu Artikel 1

Verordnung zur Genehmigung und zum Betrieb von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion in festgelegten Betriebsbereichen (Autonome-Fahrzeuge-Genehmigungs-und-Betriebs-Verordnung - AFGBV)
§ 1
Die Vorschrift dient zur Festlegung des Anwendungsbereichs dieser Verordnung. Durch die Anknüpfung an die §§ 1d bis 1i des Straßenverkehrsgesetzes (StVG) in Absatz 1 werden diese Vorschriften, insbesondere die Begriffsbestimmungen in den Verordnungstext einbezogen und für anwendbar erklärt, sodass es insbesondere keine neuen Begriffsbestimmungen im Verordnungstext bedarf.
In Absatz 2 wird klargestellt, dass in dieser Verordnung die Verfahrensregelungen für die Erteilung einer Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion, für die Festlegung eines Betriebsbereiches, sowie für die Zulassung von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion zum Straßenverkehr bestimmt werden. Weiterer Regelungsbestandteil dieser Verordnung in der ersten Verfahrensstufe ist insbesondere der in der Anlage I dieser Verordnung angefügte technische Anforderungskatalog, auf dessen Grundlage die Begutachtung von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion vorgenommen wird.

Absatz 3 erweitert den Anwendungsbereich der Verordnung schließlich auf die Anforderungen an und Pflichten für den Hersteller, den Halter und die Technische Aufsicht von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion in festgelegten Betriebsbereichen.

Absatz 4 nimmt Kraftfahrzeuge der Bundeswehr, der Bundespolizei und des Zivilschutzes vom Anwendungsbereich der Verordnung aus, sofern diese zur Erfüllung hoheitlicher Aufgaben bestimmt sind und unter gebührender Berücksichtigung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung eingesetzt werden. Auch Kraftfahrzeuge der Bundewehr, der Bundespolizei und des Zivilschutzes nutzen autonome Fahrfunktionen. Sie unterliegen jedoch in deren Einsatzspektrum besonderen Betriebsbedingungen und haben besondere Ausstattungen. Daher sind für die Erfüllung hoheitlicher Aufträge eine Abweichung und nachfolgend eine sinngemäße Anwendung der Vorschriften erforderlich.
§ 2
In Abschnitt 2 wird das Verfahren für die Erteilung einer Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion geregelt. § 2 stellt klar, dass diese Betriebserlaubnis die Grundvoraussetzung für den Betrieb von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion im öffentlichen Raum ist. Sie bedingt alle weiteren Verfahrensstufen. Ausnahmen hiervon sind unbeschadet der bestehenden Regelungen in Bezug auf die Erprobung von entsprechenden Fahrzeugen nicht vorgesehen und daher unzulässig. Hierdurch wird die bisherige Praxis der singulären Ausnahmegenehmigung des jeweiligen Bundeslandes für ein entsprechendes Fahrzeug aufgehoben, um den Anforderungen an Vereinfachung und Vergleichbarkeit sowie auch der erhöhten Nachfrage zum Einsatz solcher Fahrzeuge im Regelbetrieb zu entsprechen. Die Bezugnahme auf § 20 Absatz 1, 3 und 3a der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung ermöglicht die Erteilung einer allgemeinen Betriebserlaubnis für reihenweise gefertigte Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion, sodass für baugleiche Fahrzeuge nicht jeweils eine Betriebserlaubnis beantragt werden muss. Weiterhin wird das Kraftfahrt-Bundesamt ermächtigt, Betriebserlaubnisse für die nachträgliche Aktivierung von autonomen Fahrfunktionen zu erteilen.

§ 3
Das Verfahren zur Erteilung einer Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion wird mit der Stellung eines entsprechenden Antrags durch den Hersteller dieses Kraftfahrzeugs eingeleitet, wie § 3 Absatz 1 klarstellt. Dabei ist das Kraftfahrt-Bundesamt als zentrale Behörde in diesem Verfahren vorgesehen. Diese Regelung dient der Verwaltungsvereinfachung und der Gewährleistung eines bundesweit einheitlichen Standards bei der Begutachtung von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion.

In Absatz 2 wird der notwendige Inhalt eines Antrags festgelegt. Hierzu hat der Hersteller eine verbindliche Erklärung darüber abzugeben, dass das Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion die technischen Voraussetzungen gemäß der Anlage I dieser Verordnung erfüllt und der Hersteller gewährleistet, dass die zur Erteilung der Betriebserlaubnis für ein Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion nötigen Anforderungen eingehalten werden. Diese Erklärung hat die Gesetzmäßigkeit der verbauten technischen Ausstattung und Teile zu garantieren, die etwa durch Weiterentwicklung eine wirkgleiche Lösung bisheriger Vorgaben darstellen, insoweit aber noch nicht standardisiert und normiert vorliegen. 

Auf Grundlage dieser Erklärung wird geprüft, ob die Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion die Anforderungen der gängigen Regelungen der Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für Europa (United Nations Economic Commission for Europe - UNECE) erfüllen. Da solche Regelungen derzeit für automatisierte und autonome Fahrzeuge bei der UNECE erarbeitet werden, können diese noch nicht umfassend abgeprüft werden. Zum Teil werden diese Lücken durch die neuen Vorgaben auf nationaler Ebene mittels dieser Rechtsverordnung geschlossen. Um die Triebkraft des automatisierten, autonomen und vernetzten Fahrens nicht zu verlangsamen, soll, soweit gewisse technische Anforderungen noch nicht überprüfbar sind, diesbezüglich für eine Übergangszeit die Herstellererklärung genügen.

Darüber hinaus soll es jedoch dem Kraftfahrt-Bundesamt unbenommen sein, weitere für das Genehmigungsverfahren erforderliche Angaben vom Hersteller verlangen zu können, wie Absatz 2 Satz 2 klarstellt.

Im Rahmen der Überprüfung des Kraftfahrzeugs Kann das Kraftfahrt-Bundesamt auch einen amtlich anerkannten Sachverständigen für den Kraftfahrzeugverkehr oder eine vergleichbare Stelle beauftragen, wie Absatz 3 bestimmt.
§ 4

Die Vorschrift bestimmt die Voraussetzungen, unter denen die beantragte Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion erlassen wird. Erforderlich hierfür ist zunächst, dass alle Angaben gemäß § 3 Absatz 2 vorliegen. Die Überprüfung des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion durch das Kraftfahrt-Bundesamt muss mit dem Ergebnis abgeschlossen werden, dass das Kraftfahrzeug den in der Anlage I dieser Verordnung genannten Voraussetzungen entspricht. Dabei beinhaltet die Betriebserlaubnis die Feststellung der grundsätzlichen technischen Leistungsfähigkeit des Kraftfahrzeugs. Auf Grundlage dieser Feststellung soll in der nächsten Verfahrensstufe bei der Genehmigung des festgelegten Betriebsbereichs beurteilt werden können, ob das Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion den durch den jeweiligen Betriebsbereich gestellten Anforderungen an die Fahrzeugtechnik entsprechen kann. Eine Definition bestimmter Betriebsbereiche vorab erfolgt hierdurch nicht.
Um auch die Betriebserlaubnis für nachträglich aktivierbare automatisierte oder autonome Fahrfunktionen zu ermöglichen wird das Kraftfahrt-Bundesamt ermächtigt entsprechende technische Anforderungen für diese unter Einbeziehung der zuständigen Landesbehörden gemäß dieser Verordnung zu erlassen. 

§ 5
Nach dieser Vorschrift führt das Kraftfahrt-Bundesamt die Aufgaben der Marktüberwachung hinsichtlich der nach dieser Verordnung zu genehmigenden und genehmigten Fahrzeuge und Fahrzeugteile durch. Damit sichergestellt wird, dass die genehmigten Fahrzeuge und Fahrzeugteile auch nach der Herstellung im Markt hinreichend auf Konformität überwacht werden, werden dem Kraftfahrt-Bundesamt die entsprechenden Nachprüfungs- und Marktüberwachungsaufgaben und Befugnisse zugewiesen. Zudem wird geregelt, dass das Kraftfahrt-Bundesamt das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik bei der Bewertung der informationstechnischen Sicherheit von Fahrzeugen und Fahrzeugteilen beteiligt. Eine Beteiligung des BSI ist erforderlich, um sicherzustellen, dass angemessene Maßnahmen zur Gewährleistung der IT-Sicherheit Einzug in die technischen Anforderungen erhalten. Andernfalls ergäbe sich im gesamten Bereich des autonomen Fahrens ein erhebliches Schadenspotential. 
§ 6
Die Vorschrift bestimmt, unter welchen Voraussetzungen die gemäß § 4 erteilte Betriebserlaubnis zu widerrufen ist. Aufgrund der strengen Voraussetzungen an die technische Ausrüstung von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion und der damit verbundenen besonderen Sicherheitsrelevanz ist der Widerruf bei Vorliegen einer dieser alternativen Voraussetzungen als gebundene Entscheidung vorgesehen. Dem Kraftfahrt-Bundesamt verbleibt insoweit kein Ermessensspielraum. Unabhängig von den genannten Widerrufsgründen sind Rücknahme und Widerruf weiterhin auf Grundlage der §§ 48 und 49 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) möglich, was durch Absatz 2 klargestellt wird.
Absatz 4 gewährt einen Informationsfluss zwischen dem Kraftfahrt-Bundesamt und den Bundesländern bei Widerruf der Betriebserlaubnis. Dies ist essentiell, da beide Seiten an dem Inverkehrbringen bzw. Zulassen des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion beteiligt sind und sich über Änderungen gegenseitig informieren sollten.
§ 7
In Abschnitt 3 wird das Verfahren für die Genehmigung eines festgelegten Betriebsbereichs geregelt. § 7 stellt klar, dass Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion nur in festgelegten Betriebsbereichen betrieben werden dürfen. Dabei bedarf die Festlegung eines Betriebsbereiches der Genehmigung der zuständigen Behörde nach den Vorschriften dieser Verordnung. Ausdrücklich nicht begrenzt wird die Zahl möglicher festgelegter Betriebsbereiche. Grundsätzlich können daher Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion in mehreren festgelegten Betriebsbereichen eingesetzt werden, soweit die jeweiligen Voraussetzungen erfüllt sind. Ebenso können auch mehrere Fahrzeuge in demselben Betriebsbereich eingesetzt werden. Zur Verfahrensvereinfachung kann bei baugleichen Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion in Anlehnung an § 2 Satz 3 die Genehmigung des festgelegten Betriebsbereichs für mehrere baugleiche Fahrzeuge erteilt werden, soweit eine entsprechende Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion vorliegt.
Mit der Festlegung bestimmter Betriebsbereiche soll der Betrieb autonomer Fahrzeuge für bestimmte Einsatzszenarien ermöglicht werden, um dem unterschiedlichen Mobilitätsbedarf der Gebietskörperschaften Rechnung zu tragen, wie zum Beispiel Beförderung von Personen und/oder Gütern auf der letzten Meile oder nachfrageorientierte Angebote in Randzeiten. Gleichzeitig bedeutet die Festlegung von Betriebsbereichen aber auch eine Beschränkung. Außerhalb eines genehmigten, festgelegten Betriebsbereichs dürfen Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion nicht autonom betrieben werden. Damit werden kontrollierbare Rahmenbedingungen für den Einsatz autonomer Fahrzeuge geschaffen, was als Beitrag zu einer höheren Verkehrssicherheit und einer höheren Akzeptanz in der Bevölkerung unerlässlich ist. 
§ 8

Das Verfahren zur Genehmigung des festgelegten Betriebsbereichs wird mit der Stellung eines entsprechenden Antrags eingeleitet, wie § 8 Absatz 1 klarstellt. Antragsteller ist in dieser Verfahrensstufe der künftige Halter. Die zuständige Behörde in dieser Verfahrensstufe wird nach dem jeweiligen Landesrecht bestimmt. Da bei der Festlegung von Betriebsbereichen die regionalen und örtlichen Gegebenheiten eine wesentliche Rolle spielen, ist es in dieser Verfahrensstufe schon deshalb nicht sachgerecht, eine bundesweite zentrale Genehmigungsbehörde festzulegen. Regionale und örtliche Gegebenheiten bei der Festlegung von Betriebsbereichen für Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion werden durch zuständige Behörden der Länder effektiver identifiziert und berücksichtigt. 

In Absatz 1 werden enumerativ die notwendigen dem Antrag beizufügenden Unterlagen festgelegt. Diese müssen kumulativ vorliegen und lassen keine Abweichungen zu.

An erster Stelle steht die konkrete Beschreibung des festgelegten Betriebsbereichs für den Betrieb des Kraftfahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion. Es ist hier Sache des Antragstellers, möglichst genau zu skizzieren, wie der insoweit von ihm festgelegte Betriebsbereich definiert wird. Der Antragsteller muss also unter anderem darlegen, ob er das Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion zum Zwecke der Personenbeförderung und/oder des Warentransports betreiben möchte. Weiterhin sind eventuelle Besonderheiten hinsichtlich der für den Betrieb des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion maßgeblichen Infrastruktur darzustellen.

Weiterhin muss der Antragsteller Erklärungen darüber abgeben, dass in diesem festgelegten Betriebsbereich die Deaktivierung des Kraftfahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion im Sinne des § 1e Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 StVG und die Freigabe von Fahrmanövern im Sinne des § 1e Absatz 3 StVG gewährleistet sind und die personellen und sachlichen Voraussetzungen gemäß §§ 13 und 14 vorliegen. Da die Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion zwingende Voraussetzung dafür ist, dass ein entsprechendes Kraftfahrzeug überhaupt auf öffentlichen Straßen betrieben werden darf, ist gemäß Absatz 2 Nummer 1 diese Betriebserlaubnis mit dem Antrag auf Genehmigung des festgelegten Betriebsbereichs der zuständigen Behörde vorzulegen. Weitere einzureichende Unterlagen sind darüber hinaus jeweils vom Halter und der Technischen Aufsicht ein Führungszeugnis zur Vorlage bei einer Behörde und ein Auszug aus dem Fahrerlaubnisregister sowie für die Technische Aufsicht zusätzlich ein Auszug aus dem Fahreignungsregister. Diese Unterlagen dienen der Überprüfung der Zuverlässigkeit der betroffenen Personen vor dem Hintergrund der hohen Anforderungen, die an den sicheren Betrieb eines Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion, insbesondere bei gewerblichem Güter- oder Personenverkehr in Anbetracht der Neuartigkeit der Technologien, zu stellen sind. Darüber hinaus soll es der Behörde unbenommen sein, weitere Angaben vom Antragsteller verlangen zu können, wie Absatz 3 klarstellt. 

§ 9
Die Vorschrift bestimmt die Voraussetzungen, unter denen die beantragte Genehmigung des festgelegten Betriebsbereichs erteilt wird. Demnach müssen gemäß Absatz 1 Satz 1 der festgelegte Betriebsbereich für den Betrieb eines Kraftfahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion geeignet sowie die personellen und sachlichen Voraussetzungen gemäß §§ 13 und 14 vorliegen.

Insoweit hat die zuständige Behörde auch das Vorliegen der Voraussetzungen der §§ 13 und 14 zu überprüfen. Grundlage hierfür bilden die Erklärung des Halters nach § 8 Absatz 1Nummer 2 und 3 und die Führungszeugnisse zur Vorlage bei einer Behörde und Auszüge aus dem Fahrerlaubnisregister über die in §§ 13 und 14 genannten Personen.

Die Voraussetzungen für die Eignung eines festgelegten Betriebsbereichs werden in Absatz 2 beschrieben und geben somit den Prüfungsumfang der zuständigen Behörde vor. Hier muss anhand der nach § 4 erteilten Betriebserlaubnis geprüft werden, ob die entsprechenden Feststellungen hinsichtlich der Leistungsfähigkeit des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion den Anforderungen des festgelegten Betriebsbereichs gerecht werden. Für die Begutachtung der Infrastrukturen wird in der Regel eine örtliche Besichtigung erforderlich sein. Dabei ist zu betonen, dass ein Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion grundsätzlich in der Lage sein soll, auf der vorhandenen Infrastruktur betrieben werden zu können, ohne dass infrastrukturseitige Anpassungen durch die jeweiligen Baulastträger erforderlich sind. Insbesondere sollen die Fahrzeuge aufgrund der technischen Anforderungen gemäß der Anlage I dieser Verordnung in der Lage sein, Verkehrszeichen, Fahrbahnmarkierungen, Straßenverläufe, Lichtzeichen, Bahnübergänge etc. selbstständig zu erfassen und entsprechend zu reagieren. Weiterhin dürfen durch den Betrieb des Kraftfahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion in diesem Betriebsbereich die Sicherheit und Leichtigkeit des Straßenverkehrs nicht beeinträchtigt werden. Insbesondere darf das Fahrzeug selbst nicht zu einer Beeinträchtigung des Verkehrs führen. Ermöglicht die technische Ausrüstung des Fahrzeugs beispielsweise den fahrzeugführerlosen Betrieb nur bis zu einer maximalen Geschwindigkeit von 30 Km/h, so würde es eine Beeinträchtigung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs darstellen, das Fahrzeug auf einer Straße fahren zu lassen, auf der die zulässige Höchstgeschwindigkeit 70 Km/h beträgt. Zudem dürfen sonstige öffentliche Belange einer Genehmigung nicht entgegenstehen. Dies betrifft nicht zuletzt Aspekte des Umweltrechts (zum Beispiel Immissionsschutz). Die Genehmigung festgelegter Betriebsbereiche wird aufgrund verschiedener örtlicher Bezugspunkte die Interessen und Belange der örtlichen Gemeinschaften berühren. So dürfte es den jeweiligen Gebietskörperschaften ein Anliegen sein, zum einen darüber informiert zu werden, dass auf ihren Straßen künftig Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion betrieben werden sollen und zum anderen hierüber Mitsprache ausüben zu können. Daher wird in Absatz 4 vorgesehen, dass die Entscheidung über die Genehmigung eines festgelegten Betriebsbereichs im Einvernehmen mit der jeweils betroffenen Gebietskörperschaft ergeht. Das Gleiche gilt für den Fall, dass sich ein Betriebsbereich über eine Landesgrenze hinweg erstreckt, sodass gegebenenfalls Behörden zweier Länder entscheiden müssen.

Absatz 3 Satz 1 sieht vor, dass sie mit der Überprüfung auch einen amtlich anerkannten Sachverständigen für den Kraftfahrzeugverkehr oder eine vergleichbare Stelle beauftragen kann. Nach Satz 2 kann die Pflicht zur Vorlage eines entsprechenden Gutachtens auch dem Antragsteller auferlegt werden. Auf diese Weise kann das Verwaltungsverfahren vereinfacht und beschleunigt werden.

Absatz 5 gibt der zuständigen Behörde die Möglichkeit, die Genehmigung jederzeit mit Nebenbestimmungen zu versehen. Hier wird es auch entscheidend darauf ankommen, inwieweit die Leistungsfähigkeit des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion durch die Betriebserlaubnis festgestellt ist. Insbesondere kann es erforderlich sein, das Kraftfahrzeug zunächst für eine nach den Umständen entsprechend bestimmte Dauer ohne Fahrgäste, Güter oder sonstige Zuladung zu halten, um dem Fahrzeug eventuelle Besonderheiten in der Straßeninfrastruktur beizubringen. Um dabei eine wirksame Kontrolle des Kraftfahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion sicherzustellen, erfolgt sodann eine Datenverarbeitung gemäß § 15.

Mit Absatz 6 wird sichergestellt, dass auch während des Betriebes der Halter seinen Pflichten nachkommt, beziehungsweise bei Verstößen die nach Landesrecht zuständige Behörde die notwendigen Maßnahmen ergreifen kann. Damit wird ein wesentlicher Beitrag zur Verkehrssicherheit geleistet. Schließlich wird dem Umstand Rechnung getragen, dass sich die beteiligten Personen ändern können, gleichwohl natürlich die Anforderungen an sie bestehen bleiben. 

Absatz 7 gewährt den in § 5 Absatz 4 vorausgesetzten Informationsfluss zwischen dem Kraftfahrt-Bundesamt und den Bundesländern.
§ 10
Die Vorschrift bestimmt, unter welchen Voraussetzungen die gemäß § 9 erteilte Genehmigung des festgelegten Betriebsbereichs zu widerrufen werden ist.

Die enumerativ aufgeführten Widerrufsgründe haben eine besondere Sicherheitsrelevanz, weshalb der Widerruf bei Vorliegen einer dieser alternativen Voraussetzungen als gebundene Entscheidung gerechtfertigt ist.

Nach Absatz 2 sollen jedoch unabhängig von den genannten Widerrufsgründen Rücknahme und Widerruf weiterhin auf Grundlage der §§ 48 und 49 VwVfG möglich sein.

Absatz 3 gewährt – entsprechend zur Regelung unter § 6 Absatz 4 – einen Informationsfluss zwischen den Bundesländern und dem Kraftfahrt-Bundesamt bei Widerruf der Genehmigung des festgelegten Betriebsbereichs.
§ 11
Abschnitt 4 befasst sich mit der dritten Verfahrensstufe, der Zulassung von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion zum Straßenverkehr gemäß § 1 Absatz 1 StVG. § 11 erklärt die Verordnung über die Zulassung von Fahrzeugen zum Straßenverkehr (FZV) mit bestimmten Maßgaben für anwendbar. Zur Vermeidung von weiterem Verwaltungsaufwand soll auf die insoweit bestehenden Regelungen zurückgegriffen werden, da Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion – abgesehen von den vorigen Verfahrensstufen – in dieser Verfahrensstufe nicht anders beurteilt werden müssen, als herkömmliche Fahrzeuge. 

Demnach setzt die Zulassung nach § 3 Absatz 1 Satz 2 FZV eine gültige Betriebserlaubnis für ein Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion gemäß § 4, eine gültige Genehmigung eines festgelegten Betriebsbereichs nach § 9 und das Bestehen einer dem Pflichtversicherungsgesetz entsprechenden Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung voraus. Diese Angaben sind mit dem Antrag nach § 6 FZV vorzulegen. Ohne diese Voraussetzungen dürfen Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion nicht zum Straßenverkehr zugelassen werden.

§ 12

In Abschnitt 5 werden die Anforderungen und Sorgfaltspflichten für den Hersteller, den Halter und die Technische Aufsicht von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion in festgelegten Betriebsbereichen, sowie Vorgaben zur Datenverarbeitung geregelt. 

In § 12 wird bestimmt, dass der Hersteller eines Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion hat dem Halter die Reparatur- und Wartungsinformationen für dieses Kraftfahrzeug zur Verfügung zu stellen hat. Diese Informationen sind für den Halter essentiell, um seinen Pflichten nach § 13 nachkommen.

§ 13

Die Vorschrift dient der Konkretisierung der Pflichten des Halters nach § 1f Absatz 1 StVG. Zur Erfüllung dieser Pflichten während des Betriebs des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion sieht Absatz 1 einen Katalog mit entsprechenden Handlungspflichten vor. Es handelt sich hierbei um Pflichten im Zusammenhang mit der technischen Wartung des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion, die im Zusammenhang mit den Vorgaben der Anlage II dieser Verordnung stehen. Der Halter hat in regelmäßigen Abständen Untersuchungen am Fahrzeug durchzuführen, um die Verkehrssicherheit, die Umweltverträglichkeit und die Einhaltung der geltenden Vorschriften zu gewährleisten. Ein Intervall von 90 Tagen ist dabei ein Kompromiss zwischen den hohen Anforderungen an die Verkehrssicherheit dieser Systeme und dem organisatorisch und wirtschaftlich zu vertretendem Aufwand. 

In Absatz 2 wird klargestellt, dass der Halter verpflichtet ist, die Technische Aufsicht im Sinne des § 1d Absatz 3 StVG zu bestellen. Grundsätzlich ist es aber nicht ausgeschlossen, dass der Halter – sofern es sich um eine natürliche Person handelt – die Aufgaben der Technischen Aufsicht selbst übernehmen kann. Zudem muss er mit der Bereitstellung der notwendigen sachlichen Voraussetzungen dafür sorgen, dass die Technische Aufsicht ihre Pflichten erfüllen kann. Hierzu gehören insbesondere die Bereitstellung und Einrichtung entsprechender Räumlichkeiten, beispielsweise in Gestalt einer Leitstelle. Erforderlich sind Einrichtungen wie Monitore, um Sichtkontakt zum Umfeld des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion herzustellen, Kommunikationssysteme, um Kontakt mit Fahrgästen und anderen Verkehrsteilnehmern aufnehmen zu können, Einrichtungen, die der Technischen Aufsicht unmissverständlich signalisieren, wenn sie vom Fahrzeug vorgeschlagene Fahrmanöver freigeben oder das Fahrzeug in den risikominimalen Zustand versetzen muss sowie entsprechende Eingabegeräte, mit denen diese Handlungen umgesetzt werden können.

Absatz 3 legt dem Halter weitere organisatorische Pflichten auf. Neben der Bestellung der Technischen Aufsicht hat er weiteres qualifiziertes und zuverlässiges Personal zu bestellen, welches die technischen und organisatorischen Aufgaben entsprechend den Vorgaben gemäß Absatz 1 übernehmen kann. Die fachliche Qualifikation dieses Personals wird durch die Anlage II Nummer 2 vorgegeben und ist durch den Halter nachzuweisen. Die Überprüfung der Zuverlässigkeit dieses Personals dient der Überwachung der Sorgfaltspflichten des Halters. Gerade vor dem Hintergrund der Gewährleistung der hohen Sicherheit bei Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion ist es unabdingbar, neben den technischen und organisatorischen Anforderungen an den Halter auch deren Überwachung festzulegen. Im Rahmen der Genehmigung des festgelegten Betriebsbereichs hat der Halter daher den Nachweis zu erbringen, dass er das vorgenannte Personal bestellt und deren Zuverlässigkeit durch Vorlage von Führungszeugnissen, Auszügen aus dem Fahreignungsregister geprüft hat.
Absatz 4 modifiziert die Frist für die Hauptuntersuchung nach § 29 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung und legt ein Intervall von 6 Monaten fest.
§ 14
Die Vorschrift regelt, dass die Technische Aufsicht – wie das weitere vom Halter eingesetzte Personal nach § 13 Absatz 3 auch – zuverlässig und fachlich geeignet sein muss. Der Halter hat hierzu die in Anlage II Nummer 1 genannten Nachweise zu erbringen. Darüber hinaus muss sie Inhaber einer Fahrerlaubnis sein, die sich nach dem jeweiligen Fahrzeugtyp bestimmt. So benötigt die Technische Aufsicht im Falle der Beförderung von nicht mehr als 16 Personen durch das Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion eine Fahrerlaubnis der Klasse D1, im Falle des Gütertransports mit einer zulässigen Gesamtmasse von mehr als 3500 kg aber nicht mehr als 7500 kg hingegen eine Fahrerlaubnis der Klasse C1. Auch wenn die Technische Aufsicht nicht die Fahrzeugführung übernimmt, ist es zur Überwachung der Pflichten der Technischen Aufsicht unerlässlich, im Umgang mit entsprechenden Kraftfahrzeugen dieser Art qualifiziert zu sein.
Wird die Funktion der Technischen Aufsicht durch den Halter selbst ausgeübt, so muss er diese Voraussetzungen persönlich erfüllen.

§ 15 

In Ergänzung der Bestimmungen zur Datenverarbeitung gemäß § 1g des Straßenverkehrsgesetzes wird in § 15 durch Bezugnahme auf Anlage III geregelt, wie die Datenspeicherung zu erfolgen hat. Die Anlage bestimmt insoweit die genauen Zeitpunkte der Datenspeicherung, die Parameter der Datenkategorien und der Datenformate. 
§ 16

Bislang wurde die Erprobung von automatisierten und autonomen Kraftfahrzeugen durch die zuständigen Landesbehörden wie jeder andere Erprobungsinhalt nach § 19 Absatz 6 in Verbindung mit § 70 Absatz 1 Nummer 1 und 2 StVZO genehmigt. Mit der neuen Vorschrift wird beabsichtigt, die Genehmigungen speziell und nur für Kraftfahrzeuge mit automatisierten und autonomen Fahrfunktionen zur Herbeiführung einer Rechtssicherheit für Hersteller und deren Beauftragte bundesweit einheitlich zu regeln und damit die Besonderheiten dieser neuartigen Technologien hinreichend zu beachten. Die grundlegenden Bestimmungen regelt dabei § 1h des Straßenverkehrsgesetzes. § 16 konkretisiert die Anforderungen an die Genehmigung durch das Kraftfahrt-Bundesamt. 

Absatz 2 beschreibt die regelmäßige Befristung entsprechender Erprobungsgenehmigungen. Die Erprobung ist für eine angemessene Zeit zu befristen und sollte im Regelfall vier Jahre nicht überschreiten. Die Genehmigung ist jeweils für weitere zwei Jahre zu verlängern, wenn die ursprünglichen Genehmigungsbedingungen fortbestehen und der bisherige Verlauf der Erprobung einer Verlängerung nicht entgegensteht. Der Ablauf der Geltungsdauer wird ge-hemmt durch die Erhebung der Klage oder des Widerspruchs gegen die Genehmigung
Der gewählte Rahmen von vier Jahren bietet dem Kraftfahrt-Bundesamt einen hinreichenden Spielraum, um den besonderen Umständen des jeweiligen Einzelfalls gerecht zu werden. Gleichzeitig erhöht er die Planungs- und Investitionssicherheit für Innovatoren und beteiligte Akteure. Andernfalls wäre zu befürchten, dass zu unspezifische Regelungen, die jegliche Ausgestaltung in das Ermessen der Genehmigungsbehörde legen, zu hoher Unsicherheit unter Anwendern (und an der Genehmigung Beteiligter) sowie einer Zurückhaltung bei der Nutzung von Erprobungsregelungen führen könnten. 

Zudem wird durch die ausdrückliche zeitliche Befristung sichergestellt, dass es sich tatsächlich um Versuchs- und Erprobungsregelungen handelt, also um Regelungen, die der Gewinnung von Erfahrungen dienen. So erfordern die (verfassungs-)rechtlichen Anforderungen an Erprobungsklauseln, dass die temporäre Natur der Regelung gewahrt ist. 

Daneben sind aber auch die Besonderheiten von Erprobungen zu berücksichtigen, die bei zu starren Befristungen zu weiteren Problemen für die Erprobenden führen können. Daher ist die Möglichkeit gegeben, eine Verlängerung der Erprobungsgenehmigung für weitere zwei Jahre zu erhalten, sofern die ursprünglichen Genehmigungsbedingungen fortbestehen und der bisherige Verlauf der Erprobung einer Verlängerung nicht entgegensteht. Eine verlässliche Verlängerungsmöglichkeit verbessert ebenfalls die Wirtschaftlichkeit der Investitionen sowie deren Planbarkeit.  

Die Erfahrung mit anderen Erprobungsklauseln zeigt auch, dass die grundsätzlich aufschiebende Wirkung von Drittwiderspruch in der Praxis die Erprobung oftmals erheblich behindert oder die Genehmigung gar obsolet macht, wenn dies im Rahmen der Erprobungsregelung nicht ausdrücklich geregelt wird, weil etwa nach Klärung des Widerspruchs die verbleibende Erprobungszeit nicht mehr ausreichend ist. 

Es ist dabei angezeigt, höhere Anforderungen an die technische Aufsicht und die Überwachung der Erprobungsfahrzeuge zu stellen. Statt einer bloßen Deaktivierungsmöglichkeit soll auch eine Übersteuerung möglich sein. Diese darf jedoch nicht aus der Ferne erfolgen, sondern nur vor Ort gegeben sein. Das Kraftfahrt-Bundesamt hat die nötigen Voraussetzungen, Konzepte der Hersteller zur Erprobung freizugeben. Eine solche Genehmigung soll sodann aus Praktikabilitätsgründen sämtliche im Fahrzeug enthaltene zu erprobende Techniken um-fassen, nicht bloß solche in Bezug auf die Automatisierung. 
§ 17
Die Vorschrift bestimmt Tatbestände für Ordnungswidrigkeiten im Sinne des § 24 StVG. Damit soll im Sinne der Sicherheit und Leichtigkeit des Straßenverkehrs gewährleistet werden, dass die Vorschriften dieser Verordnung eingehalten und Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion in dem entsprechenden kotrollierten Rahmen betrieben und ihre Funktionen nicht missbräuchlich verwendet werden.

Anlagen I bis IV

Die Anlagen dienen der Präzisierung der technischen und organisatorischen Anforderungen an Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion und deren Betrieb. Ferner werden Anforderungen an beteiligte Personen präzisiert. Die Anforderungen basieren auf dem aktuellen Stand der Technik und dem damit verbundenen aktuellen Kenntnisstand. Die stete Weiterentwicklung der Technik automatisierter und autonomer Systeme bedingt eine Notwendigkeit diese Anlagen zukünftig zu aktualisieren.

II. Zu Artikel 2

Änderung der Gebührenordnung für Maßnahmen im Straßenverkehr (GebOSt)

Zu Ziffer 1:

Die Änderung von Artikel 2 im Hinblick auf die neu aufgenommenen Auslagen resultiert aus dem komplexen Genehmigungsverfahren für automatisierte und autonome Fahrfunktionen. Bei diesem Verfahren sieht bspw. § 1i Absatz 3 StVG die Beteiligung des Bundesamts für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) zu Fragen der IT-Sicherheit bei der Umsetzung und Weiterentwicklung und der Bewertung technischer Anforderungen vor. 

Die vorliegende Verordnung (Artikel 1: Autonome Fahrzeug-Genehmigungs- und Betriebs-verordnung – AFGBV) sieht im Rahmen der Erteilung der Betriebserlaubnis ausdrücklich die Unterstützung des KBA durch das BSI bei der Bewertung der informationstechnischen Sicherheit von Fahrzeugen und Fahrzeugteilen vor (§ 5 Absatz 3).

Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens beim KBA ist auch vorgesehen, dass das KBA einen amtlich anerkannten Sachverständigen für den Kraftfahrzeugverkehr oder eine andere Stelle mit der Begutachtung des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion beauftragen kann (§ 3 Absatz 3).

Die mit dem Genehmigungsverfahren im Zusammenhang stehenden Auslagen, welche beim KBA als zuständige Behörde für die Erlaubniserteilung (vgl. § 1e Absatz 3 StVG: Betrieb von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion) und für die Genehmigungen (vgl. § 1h Absatz 2 Satz 1 StVG: Nachträgliche Aktivierung von automatisierten und autonomen Fahrfunktionen; vgl. § 1i Absatz 2 Satz 1 StVG: Erprobung von automatisierten und autonomen Fahrfunktionen) anfallen, sind konsequenter Weise dem Gebührenschuldner im Rahmen seines Antragsverfahrens aufzuerlegen.

Die neue Nummer 12 in § 2 der GebOSt setzt dies um und gestattet der zuständigen Behörde, dem Gebührenschuldner neben den in der Anlage (zu § 1) verankerten Gebührennummern für die Genehmigungsverfahren zu automatisierter oder autonomer Fahrfunktionen auch die dabei entstehenden Auslagen gebührenrechtlich aufzuerlegen.

Die Auslagen in der neuen Nummer 12 können hierbei auch bei der Aufgabenwahrnehmung des KBA im Rahmen der Marktüberwachung zur Anwendung kommen (vgl. § 5 Absatz 1).

Mit der Einfügung der Auslagenregelung in Nummer 12 im Normtext der GebOSt erstreckt sich ihre Anwendung auf die gesamte Anlage (zu § 1).

Zu Ziffer 2

Buchstabe a.

Zu den Gebührennummern 111.3 und 111.4:

Die Höhe der Gebühren bemisst sich an den Forderungen aus der Verordnung, hier die explizite Erwähnung der Beachtung des Kostendeckungsprinzips bei der Festsetzung der Gebührenhöhe. Es wird davon ausgegangen, dass nachstehender Verwaltungsaufwand anfällt. Hierbei wird auf der Grundlage der Expertenschätzung, welche in Interviews mit potentiellen Haltern und derzeitigen Testfeldbetreibern ermittelt wurde, davon ausgegangen, dass 10 Genehmigungen pro Jahr (5 Betriebserlaubnisse und 5 Erprobungsgenehmigungen) anfallen. Diese Zahl wird für die Berechnungen für den Sach- und Personalaufwand unter Berücksichtigung der Gemeinkosten angenommen.
Für die Berechnung der Gebühren werden unter Berücksichtigung einer Vollkostenrechnung die Personal- und Sachkostensätze für Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen und Kostenberechnungen(Stand: 18.06.2020) zugrunde gelegt. Diese berücksichtigen die Sach- und Personalkosten sowie den Gemeinkostenanteil. Darauf erfolgt nachstehende Gebührenberechnung.

Für die Bewältigung der anstehenden Genehmigungsprozesse ist die Fachkompetenz von Personal mit entsprechender Hochschulausbildung notwendig, die über einen vertieften Einblick in den Themenkomplex des autonomen Fahrens sowie der Cyber Security verfügt. Im KBA besitzen die Besoldungsgruppen A 12 und A 14 diese erforderliche Fachkompetenz. Für diese Besoldungsgruppe liegen nachstehende Personalkostensätze des KBAzugrunde: 
A14: 165 136 Euro /Jahr / Person

A12: 140 531 Euro / Jahr / Person

Die Genehmigungserteilung umfasst die nachfolgenden Tätigkeiten:

- Grundlagenentwicklung / Grundsatzarbeit,

- Anfangsbewertung des Herstellers,

- Benennung Technischer Dienst,

- Erteilung von Betriebs- und Erprobungsgenehmigungen,

- Überwachung im Betrieb.

Dabei ist ein wesentlicher Teil die Erteilung von Betriebs- und Erprobungsgenehmigungen. Hierin werden u.a. die folgenden Tätigkeiten berücksichtigt:

-
Koordination der Einzelprojekte und der Prozessbeteiligten,

-
Vorgabe / Entwicklung von Prüfszenarien und zu erbringende Nachweise bzgl. Grad der Automatisierung, Software-Updates und Cyber-Security,

-
Prüfung der Antragsunterlagen,

-
Prüfung der Genehmigungsdokumente (z. B. Handbuch und Sicherheitskonzept),

-
Überwachung / Durchführung von Prüfungen am Prüfort,

-
Prüfung bzgl. aller einschlägige Rechtsakte (z. B. Normvorschriften, welche für die Regelungen zum autonomen und automatisierten Verfahren einschlägig sind, insbesondere das Gesetz zum autonomen Fahren bzw. die AFGBV),

-
Erteilung der Genehmigungen.

Es wird seitens des KBA davon ausgegangen, dass ein Antragsteller bereits frühzeitig Kontakt mit dem KBA aufnimmt, Prüfungen sowohl im Betriebsbereich als auch bei dem Antragsteller vor Ort stattfinden als auch Dokumenten- und Konzeptprüfungen im KBA durchgeführt werden. Die Prüfungen im Rahmen der Erteilung der Betriebserlaubnis werden im großen Umfang vor Ort in vorgesehenen oder repräsentativen Betriebsbereichen des Fahrzeugs sowie auf Teststrecken des Antragstellers durchzuführen sein. Es ist von einem iterativen Entwicklungs- und Genehmigungsprozess im Beisein des Antragstellers, dessen Entwicklern sowie von Experten geeigneter Technischer Dienste oder Behörden (z. B. BSI) auszugehen. Zur Prüfung der sicheren Funktionalität des Fahrzeugs im praktischen Betrieb wird das Beisein des KBA als unabdingbar bewertet. Eine ausschließlich dokumentenbezogene Prüfung wird als nicht ausreichend angesehen. Für die aufgezeigten Prozessabläufe im Genehmigungsverfahren wird von einem erheblichen Zeitaufwand unter der Einbindung von nicht unerheblichen Personalressourcen ausgegangen.

In der Gesamtschau wird der Aufwand je Genehmigung auf ca. 300 Stunden der Fachkompetenzen im höheren Dienst und ca. 600 Stunden der Fachkompetenz im gehobenen Dienst angenommen. Daraus folgt für die zehn angenommenen Genehmigungsverfahren ein Aufwand von 3 000 Stunden im höheren und 6 000 Stunden im gehobenen Dienst.

Es wird davon ausgegangen, dass pro vollzeitbeschäftigte Personalstelle 1 500 Stunden im Jahr an Arbeitsstunden erbracht werden. Damit bedarf es zur Abdeckung des anfallenden Verwaltungsaufwands für die im Jahr anstehenden Genehmigungsverfahren zwei Stellen im höheren und vier Stellen im gehobenen Dienst.

Es ergibt sich somit die folgende Rechnung aufgrund der abgeschätzten Erfüllungsaufwände:

(2 * A14 + 4 * A12)

= ((2 * 165 136 Euro) + (4 * 140 531 Euro))

= (330 272 Euro + 562 123 Euro)

= 892 396,00 Euro

Es fällt mithin für die zehn angenommenen Genehmigungsverfahren ein Gesamtaufwand in Höhe von 892 396 Euro an.

Pro Genehmigungsfall belaufen sich demnach die Aufwände auf 89 239, 60 Euro. Dies kann der nachstehenden Berechnung entnommen werden.

(2 * A14 + 4 * A12) / 10

= ((2 * 165 136 Euro) + (4 * 140 531 Euro)) / 10

= (330 272 Euro + 562 123 Euro) / 10

= 89 239, 60 Euro

Unter Berücksichtigung der Anforderung einer kostendeckenden Gebührenkalkulation sowie der Abschätzungen der Genehmigungszahlen in Verbindung mit dem Seitens KBA  vorzuhaltenden Personal ergibt sich eine Gebühr von aufgerundet mindestens 89 240 Euro für eine Neugenehmigung. Die Höhe der Gebühr fällt für die Erteilung einer Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion und gleichermaßen für die Erteilung von Erprobungsgenehmigungen für Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion an. Dies ist damit zu begründen, dass die Aufwände für beide Verfahren vergleichbar sind. Denn der Prüfungsrahmen im Verwaltungsverfahren ist deckungsgleich. Es handelt sich jeweils um komplexe Prüfungsverfahren für autonome Fahrfunktionen. Beide Antragssituationen verursachen daher beim KBA gleich hohe Aufwände.
Zu den Gebührennummern  111.5 bis 111.7

Neben der Erteilung von Betriebserlaubnissen für Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion sowie entsprechende Erprobungsgenehmigungen für diese Fahrzeuge sind Genehmigungen für die nachträgliche Aktivierung von autonomen oder automatisierten Funktionen in bereits zugelassenen Fahrzeugen möglich. Des Weiteren sind Erprobungsgenehmigungen auch für automatisierte Fahrfunktionen möglich. Im Vergleich zu der Erteilung entsprechender Genehmigungen für ein Gesamtfahrzeug umfasst diese Genehmigung lediglich einzelne Funktionen im Fahrzeug. Der Umfang der notwendigen Prüfungen und damit der Genehmigungserteilung wird als geringer eingeschätzt als für ein Gesamtfahrzeug. Da es bisher keine Abschätzung zu entsprechenden Genehmigungszahlen sowie Erfahrungswerten zu Zeitanteilen der Genehmigung gibt und auch ein deutlicher Unterschied bei den einzelnen Anträgen hinsichtlich der Komplexität der zu prüfenden Funktionen erwartet wird, wird eine Gebühr nach Aufwand hier als zielführend angesehen. Der Gebührenrahmen wird je Stunde je Person je Fall gesetzt und deckt mit 49,00 Euro bis 129,00 Euro alle zu erwartenden Personalkostenansätze im Genehmigungsverfahren ab. Damit werden neben den reinen Personalkosten auch die Sachkosten zzgl. Gemeinkosten erfasst. Dieses ermöglicht die notwendige Flexibilisierung bei der Berechnung des tatsächlichen Aufwandes bei der Genehmigungserteilung.

Zu Buchstabe b.

Zu den Gebührennummern 112.4 und 112.5

Diese Gebührennummern sind erforderlich, um die anfallenden Verwaltungsaufwände für Nachträge zu bereits erteilten Genehmigungen demjenigen, der den Nachtrag zu einer Genehmigung begehrt, gebührenrechtlich aufzuerlegen. Erfahrungsgemäß sind für Nachträge die zu prüfenden Sachverhalte weniger umfangreich als bei einer Neugenehmigung. Erfahrungen aus langjähriger Genehmigungspraxis zeigen, dass sich der Aufwand in der Regel halbiert. Daher wird auch der Gebührensatz der Gebührennummern 111.3 und 111.4 entsprechend nur zur Hälfte angesetzt. Die Gebühr für einen Nachtrag wird somit auf 44 620 Euro festgesetzt. 

Zu den Gebührennummern 112.6 bis 112.8

Nachträge für die Erteilung zu einer Genehmigung einer nachträglichen Aktivierung einer autonomen oder automatisierten Fahrfunktion in bereits zugelassenen Kraftfahrzeugen sowie auch Nachträge für die Erteilung einer Erprobungsgenehmigung für automatisierte Fahr-funktionen sind aus den bereits für die Begründung der Gebührennummern 111.5 bis 111.7 aufgeführten Erwägungen hier ebenfalls als Gebühr nach Aufwand vorgesehen.
III. Zu Artikel 3 
Regelung des In Krafttretens.
Anlage I - Anforderungen an Fahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion

Sofern im Folgenden nicht abweichend geregelt, sind die Bestimmungen der Verordnung (EU) 2018/858
 und das Straßenverkehrsgesetz entsprechend anzuwenden, soweit diese Bestimmungen nicht das Vorhandensein eines Fahrzeugführers erfordern.
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Anhang 1: Funktionale Anforderungen an Fahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion 

Fahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion müssen die im Folgenden dargestellten funktionalen Anforderungen erfüllen. Die autonome Fahrfunktion muss auf ihre Sicherheit hin geprüft werden. Die Sicherheit muss gegenüber dem Kraftfahrt-Bundesamt nachgewiesen werden. Für den Nachweis gegenüber dem Kraftfahrt-Bundesamt ist Anhang 2 zu dieser Anlage anzuwenden. Über diesen Nachweis hinaus sind die geforderten Funktionen vom Hersteller und/oder Halter in einer optionalen, so genannten Testphase des Fahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion ohne Fahrgäste im festgelegten Betriebsbereich nachzuweisen. 

Dynamische Fahraufgabe

Das Fahrzeug muss in der Lage sein, durch geeignete Wahl von Trajektorie (Fahrpfad) und Geschwindigkeit selbstständig und dynamisch die Fahraufgabe in den genehmigten, festgelegten Betriebsbereichen in allen Situationen sicher zu erfüllen. Dies beinhaltet die Ausrichtung des Fahrverlaufs am dynamischen Umfeld des Fahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion und die Konformität zu gesetzlichen Vorgaben. Der Sicherheit aller Verkehrsteilnehmenden und aller Passagiere muss die höchste Priorität bei der Erfüllung der Fahraufgabe eingeräumt werden. Auf unerwartete Ereignisse, auch wenn diese plötzlich auftreten, muss das Fahrzeug mit autonomer Fahrfunktion angemessen reagieren. 
Fahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion, die zur Beförderung von stehenden oder nicht angegurteten Passagieren vorgesehen sind, dürfen im Regelbetrieb eine kombinierte (resultierende) horizontale Beschleunigung von 2,4 Meter pro Sekunde-Quadrat nicht überschreiten. In Abhängigkeit von überprüfbaren Einflussfaktoren auf die Gefährdung von Insassen und äußerer Verkehrsteilnehmer kann es erforderlich sein, diese Grenze zu überschreiten. Dies kann zum Beispiel der Fall sein wenn sich nur angeschnallte, nicht aber stehende Insassen im Inneren des Fahrzeuges aufhalten. 

Das Fahrzeug mit eingeschalteter autonomer Funktion muss zur Erfüllung der Fahraufgabe mindestens die Anforderungen erfüllen, die in den folgenden Ziffern 1.1 bis 1.4 genannt sind. :
Vermeidung der Kollision mit anderen Verkehrsteilnehmern

Grundsätzlich können sich Kollisionen mit anderen Verkehrsteilnehmern ereignen, die sich dem Fahrzeug mit autonomer Fahrfunktion aus allen Richtungen nähern können. Eine Einteilung der kritischen Situation nach der Hauptrichtung („querend“, „in gleicher Richtung“ oder „aus entgegengesetzter Richtung“), nach der Art des Verkehrsteilnehmers (Fahrzeuge, zu Fuß Gehende, Fahrrad Fahrende, Tiere) und nach der Art des sich in der Trajektorie befindenden Objekts (überfahrbar, nicht überfahrbar) erlaubt die Ableitung von Anforderungen.

Folgende Anforderungen sind zu erfüllen:

a.
Zur Vermeidung der Kollision: 

aa.
Fahrzeuge, zu Fuß Gehende, Fahrrad Fahrende, Tiere und Hindernisse (auch plötzlich auftauchend) im Umfeld werden erkannt. Aufgrund ihres Verhaltens beziehungsweise aufgrund einer Prognose des Verhaltens, sowie im Fall von Fahrzeugen und Tieren nach einer Risikoabwägung wird eine geeignete Reaktion beziehungsweise ein geeignetes Manöver eingeleitet. Personenschäden sind nach Möglichkeit zu vermeiden oder, falls eine Vermeidung nicht möglich ist, zu minimieren.

bb.
Entgegenkommende Fahrzeuge werden erkannt und bei der Fahraufgabe entsprechend berücksichtigt. Dies schließt Fahrzeuge, die auf der Spur des Fahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion entgegenkommen und eine entsprechende Ausweich- beziehungsweise Bremsreaktion mit ein.
cc. Bezüglich fahrender Fahrzeuge kann angenommen werden, dass diese Fahrzeuge mit maximal 10 Meter pro Sekunde-Quadrat verzögern.

b.
Kollisionen mit Tieren müssen vermieden werden, wenn durch das zur Vermeidung nötige Manöver keine Gefahren für andere Verkehrsteilnehmer, unbeteiligte Dritte oder die Insassen des autonomen Fahrzeugs entstehen oder durch die Kollision selbst Gefahren für die Fahrzeuginsassen entstehen würden. 
d.
Kollisionen mit nicht überfahrbaren Objekten müssen nur dann vermieden werden, wenn durch das zur Vermeidung nötige Manöver keine Gefahren für andere Verkehrsteilnehmer oder die Insassen des autonomen Fahrzeugs entstehen oder durch die Kollision selbst Gefahren für die Fahrzeuginsassen entstehen würden (Beispiel: große Ladungsteile).
e.
Kollisionen mit nicht vorfahrtberechtigtem Querverkehr müssen nur dann vermieden werden, wenn dies aufgrund der Sichtbedingungen, der Relativgeschwindigkeit und der damit einhergehenden frühzeitigen Erkennung des anderen Verkehrsteilnehmers physikalisch und mit dem Stand der Technik möglich ist. Sofern eine Kollision nicht zu vermeiden ist, sind die Folgen durch Bremsen und durch den damit einhergehenden größtmöglichen Geschwindigkeitsabbau zu minimieren Buchstabe a Doppelbuchstabe aa gilt entsprechend.
Interaktion mit anderen Verkehrsteilnehmern

a. Vorausfahrende Fahrzeuge auf der Fahrspur werden erkannt. Es erfolgt jederzeit die Einhaltung eines angemessenen Sicherheitsabstandes in jedem Geschwindigkeitsbereich und in jeder möglichen Fahrsituation (insbesondere geradeaus fahren, abbiegen, Fahrspur wechseln). Der einzuhaltende Sicherheitsabstand ergibt aus § 4 der Straßenverkehrs-Ordnung (StVO).

b. Der Fahrstreifenwechsel vorausfahrender oder nachfolgender Fahrzeuge, der von einem benachbarten Fahrstreifen in den eigenen Fahrstreifen oder aus ihm heraus in einen benachbarten Fahrstreifen erfolgt, wird erkannt und bei der Fahraufgabe entsprechend berücksichtigt. 
c. Situationen welche einen Spurwechsel bedingen (Beispiele: anhaltende oder langsame Fahrzeuge auf der Fahrspur, Ende eines Fahrstreifens) werden erkannt und der Spurwechsel wird unter Berücksichtigung des Verkehrs und unter Beachtung der jeweils gültigen Verkehrsvorschriften (Benutzung der Fahrtrichtungsanzeiger, Seitenabstand) sicher durchgeführt.

d. Noteinsatzfahrzeuge werden erkannt und geeignete Manöver eingeleitet unter Beachtung der jeweils gültigen Verkehrsvorschriften. 
Planung der Trajektorien und Geschwindigkeiten

a. Geschwindigkeitsbegrenzungen und Änderungen der Geschwindigkeitsbegrenzung werden erkannt und die Geschwindigkeit wird entsprechend angepasst. Bei Geschwindigkeitsanpassungen werden Insassen, umlaufender Verkehr und Dritte so berücksichtigt, dass es zu keiner vermeidbaren Beeinträchtigung ihrer kommt.
b. Besondere Anforderungen an die Geschwindigkeit (beispielsweise Schul- und Baustellenbereiche, Bushaltestellen, Bahnübergänge, enge Kurvenradien oder Gefälle, Engstellen, an denen der eigene Fahrstreifen vom Gegenverkehr mitbenutzt werden muss) werden erkannt und im Geschwindigkeits- und Fahrtverlauf befolgt.
c. Verkehrseinrichtungen (beispielsweise Ampeln, Schilder, Querungen) werden erkannt und im Geschwindigkeits- und Fahrtverlauf befolgt. 
d. Situationen, in denen die Vorfahrt anderen gewährt werden muss, wie beispielsweise an Zebrastreifen, Kreuzungen oder Einmündungen, werden erkannt und ohne Gefährdung oder Behinderung der Vorfahrtberechtigten bewältigt. Es ist eine Zeit bis zum Aufprall von mehr als drei Sekunden bezüglich des Vorfahrtberechtigen einzuhalten. Weicht der Hersteller von diesen Werten ab, muss er dies ausreichend begründen und dokumentieren auf Basis von systematischen Sicherheitsbewertungen nach allgemein anerkannten Regeln der Technik. Als Beispiel wird ISO 26262:2018 Straßenfahrzeuge - Funktionale Sicherheit
 genannt.
e. Zufahrtsbeschränkungen und Überwege werden erkannt und eine geeignete Reaktion zur Befolgung regelkonformen Verhaltens wird eingeleitet. 
f. Baustellenbereiche, temporär veränderte Fahrbahnverläufe oder Fahrbahnmarkierungen werden erkannt und im Fahrverlauf befolgt.
Reaktion auf Umweltbedingungen

Wetter-, Umwelt- und Straßeninfrastrukturbedingungen werden im Geschwindigkeits- und Fahrtverlauf berücksichtigt (Beispiele: Regen, Sichtbehinderung durch Rauch). Trajektorie und Geschwindigkeit sind - bis hin zum Stillstand des Fahrzeuges - so zu wählen, dass die in den Abschnitten 1.1. bis 1.3. gestellten Anforderungen auch bei geänderten Umweltbedingungen erfüllt werden.

Risikominimaler Zustand

Das Fahrzeug mit autonomer Fahrfunktion muss in der Lage sein, Systemgrenzen und ein Versagen von Systemen oder Funktionen, die für die Fahraufgabe relevanten sind, jederzeit zu erkennen. Erkennt das Fahrzeug das Erreichen entsprechender Systemgrenzen oder entsprechendes Versagen, muss es in der Lage sein, selbstständig den Risikominimalen Zustand zu erreichen. Die Warnblinkanlage ist durch das Fahrzeug selbstständig zu aktivieren. Das Fahrzeug mit autonomer Fahrfunktion bringt sich selbst im Rahmen des Manövers zur Herstellung des Risikominimalen Zustands an einer möglichst sicheren Stelle zum Stillstand. 
Für Fahrzeuge ohne konventionelle Vorrichtungen zur Ausübung der Fahraufgabe gilt: 

Das Fahrzeug kann nur auf Veranlassung der Technischen Aufsicht den Risikominimalen Zustand verlassen. Die Technische Aufsicht muss eine Analyse der Auslösung und der Notwendigkeit des Risikominimalen Zustands durchführen, bevor sie dessen Beendigung veranlassen kann. Wurde der Risikominimale Zustand durch einen Defekt am Fahrzeug ausgelöst, muss nach Erreichen des Risikominimalen Zustands die Fahraufgabe durch die Technische Aufsicht manuell übernommen werden, bis der auslösende Defekt nachhaltig beseitigt ist. Der manuelle Fahrbetrieb ist in Ziffer 4 dieses Anhangs geregelt.
Notfahrfunktion

Das Fahrzeug mit autonomer Fahrfunktion muss mit einer Notfahrfunktion ausgestattet sein. Muss sich das Fahrzeug im Falle eines Defektes am Fahrzeug in den Risikominimalen Zustand versetzen, muss dies mit der Notfahrfunktion erfolgen. Fahrten mit der Notfahrfunktion dürfen nur bei Schrittgeschwindigkeit und aktivierter Warnblinkanlage erfolgen. Die Transition der autonomen Fahrfunktion aus der normalen Fahrt in die Fahrt mit der Notfahrfunktion ist von dieser Geschwindigkeitsbegrenzung ausgenommen, sofern ein Abbremsen erforderlich ist.

Manueller Fahrbetrieb

Im manuellen Fahrbetrieb erfüllt eine fahrzeugführende Person die Fahraufgabe. Das Fahrzeug mit autonomer Fahrfunktion muss mit Vorrichtungen ausgestattet sein, die es einer fahrzeugführenden Person ermöglichen, die Fahraufgabe wahrzunehmen. 

Ist die Steuerung im manuellen Fahrbetrieb auf Geschwindigkeiten nicht höher als Schrittgeschwindigkeit begrenzt, ist es nicht erforderlich, dass die fahrzeugführende Person sich innerhalb des Fahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion aufhält. Die Steuerung kann über eine im Nahfeld des Fahrzeuges befindliche Fernsteuerung ausgeführt werden. Die maximale Distanz über welche die Steuerung durch eine Fernsteuerung möglich ist, darf nicht mehr als 6 Meter betragen, gemessen in direkter, gerader Verbindung. 

Soll das Fahrzeug im manuellen Fahrbetrieb mit Geschwindigkeiten höher als Schrittgeschwindigkeit gesteuert werden, so ist ein Sitzplatz für die fahrzeugführende Person vorzusehen. Dieser ist entsprechend der geltenden Vorschriften zu gestalten.
Permanente Systemüberwachung

Alle zur Wahrnehmung der Fahrraufgabe nötigen Systeme müssen vom Fahrzeug selbstständig permanent auf ihre Funktionalität hin überwacht werden. Die Systemüberwachung ist so auszuführen, dass eine Beeinträchtigung von Systemen, die zur sicheren Teilnahme des Fahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion am Straßenverkehr nötig sind, in den Risikominimalen Zustand führt. 

Für Fahrzeuge ohne konventionelle Vorrichtungen zur dynamischen Ausübung der Fahraufgabe gilt: 

· Es ist vom Hersteller eine Speicherung der Daten der permanenten Systemüberwachung vorzusehen. Der Halter hat diese Daten auf Verlangen des Kraftfahrt-Bundesamtes für eine Überprüfung der Betriebserlaubnis oder der nach Landesrecht zuständigen Behörde der Genehmigung der festgelegten Betriebsbereiche zu übermitteln, soweit dies für die Aufgabenerfüllung des Kraftfahrt-Bundesamts und der nach Landesrecht zuständigen Behörde jeweils erforderlich ist.

· Eine Beeinträchtigung der Funktionalität ist der Technischen Aufsicht unverzüglich anzuzeigen. Die Technische Aufsicht hat eine Bewertung der Auswirkung auf den sicheren Betrieb des Fahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion vorzunehmen

Für Fahrzeuge mit konventionellen Vorrichtungen zur Ausübung der Fahraufgabe gilt:

· Die autonome Fahrfunktion ist vom Hersteller so auszulegen, dass die autonome Fahrfunktion nicht erneut aktiviert werden kann, solange eine Beeinträchtigung der Funktionalität besteht.

Datenübertragung 

Die zur selbstständigen Bewältigung der Fahraufgabe im autonomen Betrieb notwendigen Daten und Informationen von externen technischen Einheiten (zum Beispiel Backends/Server eines Anbieters, externe Sensoren, Smartphone) müssen vom Fahrzeug sicher empfangen und verwendet werden können. Daten externer Einheiten können durch Algorithmen im Fahrzeug zur Ausführung mit autonomen Fahrfunktionen verwendet werden um bestimmte Aktoren anzusprechen. Daten und Informationen können beispielsweise bei bestimmten Anwendungsfällen über eine Weitverkehrsnetz-Anbindung(WAN-Verbindung)  von einer externen technischen Einheit an das Fahrzeug und vom Fahrzeug an eine technischen Einheit übertragen werden. Die Übertragung solcher Daten muss insbesondere den Vorgaben der Verordnung (EU) 2016/679 in der Version vom 04.05.2016 (kurz: Datenschutz-Grundverordnung), Artikel 24, 25 und 32 entsprechen und nach dem aktuellen Stand der Technik abgesichert sein. Das Absicherungskonzept muss die in einer Bedrohungsanalyse identifizierten Risiken mit wirksamen Maßnahmen adressieren und eine Datenschutzfolgeabschätzung nach Artikel 35 der Datenschutz-Grundverordnung beinhalten. Zur Datenübertragung sollte eine zentrale sichere elektronische Steuereinheit (SECU) genutzt werden. Die SECU dient als Informationsgateway im Fahrzeug. Die SECU kommuniziert intern an die Kommunikationsbusse des Fahrzeugs und an den physischen On-Board-Diagnose II-Anschluss (OBD II) oder an eine proprietäre Schnittstelle eines Herstellers. Anforderungen an die Sicherheit im Bereich der Informationstechnik der Datenübertragung sind Anhang 5 zu Anlage I zu entnehmen. Insbesondere die Integrität, Authentizität und Verfügbarkeit der Datenübertragung ist sicherzustellen.
Die Kommunikation des Fahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion mit anderen Fahrzeugen (V2V) oder mit Infrastrukturkomponenten (V2I) ist zulässig. Sie muss auf der Basis einer Datenschutzfolgeabschätzung nach Artikel 35 der Datenschutz-Grundverordnung insbesondere den Anforderungen an die Informationstechnik gemäß Anhang 5 zu dieser Anlage und damit den Vorgaben der Artikel 24, 25 und 32 der Datenschutz-Grundverordnung entsprechen. Während des Betriebes in einer optionalen Testphase ist die Kommunikation des Fahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion mit anderen Fahrzeugen und Infrastrukturkomponenten zu testen und gegebenenfalls anzupassen.
Funktionale Sicherheit und Sicherheit der Funktion

Bedienerhandbuch
Der Hersteller hat Auf Basis der funktionalen Beschreibung des Fahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion ein Bedienerhandbuch zu erstellen. Zweck des Bedienerhandbuchs ist es, mittels detaillierter Vorgaben den sicheren Betrieb des Fahrzeugs zu gewährleisten und der Technischen Aufsicht die richtige Reaktion auf Fehlerfälle zu ermöglichen. Das Bedienerhandbuch ist für die Erteilung der Betriebserlaubnis dem Kraftfahrt-Bundesamt bei Antragstellung vorzulegen und von diesem zu prüfen. Dem Halter ist das Bedienerhandbuch ebenfalls zur Verfügung zu stellen.

Sicherheitskonzept
Der Hersteller hat ein Sicherheitskonzept zu erstellen. In diesem Sicherheitskonzept ist die Sicherheit der Funktion zu bewerten. Mit einem systematischen Vorgehen müssen die für die Operational Design Domain ODD relevanten gefährlichen Szenarien und Ereignisse identifiziert und in einer Risikoanalyse bewertet werden. Ausgehend von erkannten Risiken muss für die entsprechenden Szenarien und Ereignisse ein Systemverhalten bzw. müssen Systemverbesserungen definiert und umgesetzt werden, die es ermöglichen Gefährdungen zu verhindern oder deren Risiko auf ein akzeptables Maß zu mindern. Eine dem Stand der Technik entsprechende Systematik kann zum Beispiel ISO(/PAS) 21448  Straßenfahrzeuge - Sicherheit der beabsichtigten Funktion entnommen werden. Die ausreichende Vollständigkeit der ODD-spezifischen Szenarien muss auf Basis von Validierungsfahrten oder anderen Datenaufzeichnungen im Fahrbetrieb durch statische Analysen belegt werden.

Gefährdungsanalyse
Als Basis des Sicherheitskonzeptes ist vom Hersteller eine Gefährdungsanalyse durchzuführen. Die Analyse identifiziert und klassifiziert sicherheitskritische Anteile der autonomen Fahrfunktion. Die Analyse muss aufzeigen, wie das Gesamtsystem zur technischen Realisierung der autonomen Fahrfunktion in möglichen Betriebssituationen im Fehlerfall reagiert und welchen Einfluss diese Reaktionen auf die Sicherheit und Kontrollierbarkeit des Fahrzeugs haben. Die Gefährdungsanalyse schließt in jedem Fall die Sicherheit der Passagiere und anderer Verkehrsteilnehmer ein. 

Mögliche Methoden zur Erstellung der Analyse sind die Gefahren- und Risikoanalyse gemäß ISO 26262-3:2018 Straßenfahrzeuge - Funktionale Sicherheit - Teil 3: Konzeptphase und einer “Hazard Identification and Risk Evaluation” gemäß ISO(/PAS) 21448, um  die grundsätzlichen Gefährdungen zu ermitteln. Auf Basis des Systemdesigns sollen auch grundsätzliche Analysen wie Failure Mode and Effect Analysis (FMEA) oder Fault Tree Analysis (FTA) nach dem Stand der Technik durchgeführt werden, die die Gefährdung durch konkrete Fehlerfälle systematisch betrachten. 

Sicherheitsmaßnahmen
Das Sicherheitskonzept des Herstellers nach 7.2. muss auf Systemebene die Erkennung und Minimierung oder Umgehung möglicher in der Gefährdungsanalyse identifizierten Gefährdungen nach dem Stand der Technik durch geeignete Maßnahmen aufzeigen. Mögliche Sicherheitsmaßnahmen des Herstellers sind insbesondere
· technische Maßnahmen in der Elektrik- und Elektronikinfrastruktur, Aktivierung von Rückfallebenen oder externe Maßnahmen (Beispiele: Rückgriff auf den Notfahrmodus, Aktivierung eines Back-up Systems, Übersteuerungsfunktion, Überführung in den Risikominimalen Zustand);

· organisatorische Maßnahmen (Beispiele: Eingrenzungen des geeigneten Betriebsbereiches, spezifische Anweisungen an die verantwortlichen Personen für den manuellen Fahrbetrieb, Eingrenzung des erlaubten Passagierkreises, Anpassung der Fahrbahn oder der Beschilderung).

Zur Entwicklung von Maßnahmen zur Minimierung oder Umgehung von Gefährdungen sind Methoden wie in. ISO 26262-4:2018 Straßenfahrzeuge - Funktionale Sicherheit - Teil 4: Produktentwicklung auf Systemebene oder ISO(/PAS) 21448  beschrieben zu verwenden.

Periodisch technische Fahrzeugüberwachung 
Der Hersteller hat die Durchführbarkeit der periodischen technischen Fahrzeugüberwachung durch geeignete funktionelle und konstruktive Maßnahmen sicherzustellen (Beispiele: manueller Fahrbetrieb, Zugänglichkeit von Bremsen). Insbesondere die Befahrbarkeit von Bremsprüfständen, Lichteinstellplätzen, Hebebühnen oder Gruben und die Durchführung aller vorgeschriebenen Prüfungen müssen möglich sein.
Sensorik

Zur technischen Realisierung der autonomen Fahrfunktion muss eine Sensorik verwendet werden, die alle für die sichere Erfüllung der Fahraufgabe erforderlichen Gegenstände, Daten oder Personen im Umfeld des Fahrzeuges erfasst und hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten die Vorgaben der Datenschutz-Grundverordnung des Bundesdatenschutzgesetzes und spezialgesetzlicher, datenschutzrechtlicher Vorschriften beachtet. Zur Erfüllung des in Satz 1 genannten Zwecks und unter Einhaltung der genannten Vorgaben kann die Sensorik durch externe Systeme unterstützt werden. Beeinflussen Wetter-, Umwelt- und Infrastrukturbedingungen die Leistungsfähigkeit der Sensorik, werden vom Fahrzeug mit autonomer Fahrfunktion Maßnahmen eingeleitet, um die aus der verminderten Leistungsfähigkeit der Sensorik resultierenden Risiken auszugleichen.
Die Sensorik ist in das Sicherheitskonzept des Fahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion nach Ziffer 7.2. und in die permanente Systemüberwachung nach  Ziffer 5 dieses Anhangs einzubinden.
Alterung und Abnutzung des Systems

Das Fahrzeug muss die funktionalen Anforderungen auch bei Berücksichtigung der Alterung und Abnutzung der relevanten Systemkomponenten erfüllen. Diese Berücksichtigung ist im Rahmen des Antrags auf Erteilung der Betriebserlaubnis gegenüber dem Kraftfahrt-Bundesamt nachzuweisen. Beeinflussen Alterungserscheinungen die Leistungsfähigkeit der Sensorik, werden vom Fahrzeug mit autonomer Fahrfunktion Maßnahmen eingeleitet, um die aus der verminderten Leistungsfähigkeit der Sensorik resultierenden Risiken auszugleichen.

Anhang 2: Test- und Validierungsmethoden für Fahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion 
Im Folgenden werden Test- und Validierungsmethoden definiert, anhand derer die Einhaltung der in Anlage I Anhang 1 geforderten Anforderungen an autonome Fahrfunktion überprüft werden kann.

Dabei kann jede Anforderung aus Anlage I Anhang 1 ausnahmslos auf ihre Einhaltung hin mittels Tests überprüft werden. 
a) Bestehenskriterien

Die Bestehenskriterien richten sich nach den Anforderungen in Anlage I, Anhang 1. Die Anforderungen sind dort so definiert, dass Bestehenskriterien nicht nur für einen speziellen gegebenen Satz an Testparametern abgeleitet werden können, sondern für alle sicherheitsrelevanten Parameterkombinationen, die in den Betriebszuständen, die durch die Betriebserlaubnis und den festgelegten Betriebsbereich abgedeckt sind, auftreten können (Beispiele: Geschwindigkeitsbereich, Längs- und Querbeschleunigungsbereich, Krümmungsradien, Helligkeit, Fahrstreifenanzahl).
Für einen Sicherheitsnachweis muss eine Vollständigkeit der relevanten Szenarien und Testfälle gemäß den Anforderungen aus Anlage I Anhang 1berücksichtigt werden.

Durch Validierung oder andere empirische Datenerhebungen muss ein geeigneter Nachweis erstellt werden, dass die Vollständigkeit der berücksichtigten Szenarien und die Variation der daraus resultierenden Testfälle und deren Parameter ein Maß an Sicherheit des automatisierten Fahrzeugs gewährt, das höher ist als das Maß an Sicherheit bei Fahrzeugen die von Personen gefahren werden. .

Prüfung und Testfälle
Im Rahmen der Prüfungen zur Erlangung der Betriebserlaubnis sowie im Rahmen der Überprüfung der Einhaltung der mit der Genehmigung verbundenen Anforderungen können Tests nach Notwendigkeit gestaltet werden und kann die Zahl der Tests nach Notwendigkeit erweitert werden, solange sie innerhalb der Grenzen des festgelegten Betriebsbereiches für das zu testende Fahrzeug bleiben. Dabei muss der Fahrzeughersteller die Testfälle definieren und gegenüber dem Technischen Dienst begründen, warum die gewählten Testfälle eine ausreichende Testabdeckung für alle Szenarien, Testparameter und Umwelteinflüsse bietet. Es muss eine hinreichende Robustheit der Perzeptionssysteme für die autonome Fahrfunktion gegen die Störung von Eingabe-/Sensordaten und ungünstige Umweltbedingungen nachgewiesen werden.
Künstliche Fehler und Grenzen des Betriebsbereichs
Zum Test der Anforderungen in Bezug auf das Versagen von Funktionen, den Selbsttest des Systems und die Einleitung und Durchführung eines Manövers zur Erreichung eines Risikominimalen Zustands dürfen Fehler künstlich induziert werden und darf das Fahrzeug im autonomen Betrieb künstlich in Situationen gebracht sowie Umweltbedingungen ausgesetzt werden, bei denen es die Grenzen des festgelegten Betriebsbereiches erreicht.
Testszenarien, Abweichungen und Bestehenskriterien

In Abhängigkeit des vorgesehenen Betriebsbereichs (entsprechend einer „Operational Design Domain“ oder ODD) sind Testszenarien im Rahmen der Typprüfung entsprechend zu selektieren. Die Selektion erfolgt auf Basis eines vom Hersteller, in Abstimmung mit dem Technischen Dienst, erarbeiteten Szenarienkataloges. Die Typprüfung kann erfolgen auf Basis von Simulationen, Durchführung von Fahrmanövern auf dem Prüfgelände sowie Fahrtests im realen Straßenverkehr.

Abhängig von den im vorgesehenen Betriebsbereich festgelegten Testszenarien im Rahmen der Typprüfung, definieren sich die Bestehenskriterien über die nachfolgenden Werte. Weicht der Hersteller von diesen Werten ab, muss er dies ausreichend begründen und dokumentieren auf Basis von Sicherheitsbewertungen nach ISO 26262:2018 Straßenfahrzeuge - Funktionale Sicherheit
.

Bestehenskriterien aus UN-Regelung Nr. 152
Die Erfüllung der an das Fahrzeug mit autonomer Fahrfunktion gestellten Anforderungen hinsichtlich der Vermeidung von Kollisionen mit Fahrzeugen im Längs- und Querverkehr, mit anhaltenden Fahrzeugen sowie Fahrrad Fahrenden und Zu Fuß Gehenden ist durch die Ableitung der Bestehenskriterien aus den Anforderungen der UN-Regelung Nr. 152, veröffentlicht als Dokument ECE/TRANS/WP.29/2019/61e, zu gewährleisten, unter Berücksichtigung der folgenden Änderungen:

· Absatz 5.1.4. die Warnung an den Fahrer, ist nicht anzuwenden.

· Absatz 5.2.1.2., 5.2.2.2. von der geforderten Mindestverzögerungsanforderung von 5.0 Meter pro Sekunde-Quadrat muss unter Berücksichtigung der Eigenschaften des Fahrzeuges im autonomen Betrieb sowie der Umgebungsbedingungen abgewichen werden. Beispielsweise kann bei Fahrzeugen, die während des autonomen Betriebs zum Transport von stehenden Fahrgästen vorgesehen sind, eine geringere Mindestverzögerung zum Schutz der Fahrzeuginsassen erforderlich sein.

· Absatz 5.2.1.4., die Spiegelstriche (Einschränkungen der Anforderungen) sind nicht anzuwenden. Neue Einschränkungen, die sich aus der Definition der ODD ergeben, sind denkbar (Beispiel: keine automatisierte Fahrt nachts  Einschränkung „bei Tageslicht“).

· Absatz 5.2.2.4., der Spiegelstrich „with crossing pedestrians with a lateral speed component of not more than 5 km/h” ist wie folgt geändert anzuwenden: in “with crossing pedestrians with a lateral speed component of not more than 7 km/h andwith crossing bicyclists with a lateral speed component of not more than 25 km/h” ist zu ergänzen. Alle weiteren Spiegelstriche sind nicht anzuwenden.

· Absatz 5.2.1.4. und Absatz 5.2.2.4., die Tabellen sind anhand der Geschwindigkeitsgrenzen der automatisierten Fahrfunktion so anzuwenden, dass über den gesamten Geschwindigkeitsbereich eine relative Kollisionsgeschwindigkeit von „0“ (keine Kollision) gefordert wird.

· Die Absätze bezüglich Übersteuerung und Abschaltung des Notbremssystems sind nicht anzuwenden.

Verlassen des Fahrstreifens
Das Fahrzeug mit autonomer Fahrfunktion darf seinen eigenen Fahrstreifen nur in folgenden Fällen verlassen: während des Manövers „Fahrstreifenwechsel“, für Manövrieren im niedrigen Geschwindigkeitsbereich (z.B. Parken, enge Kreuzungen), zum Ausweichen bei Hindernissen und bei entgegenkommenden Fahrzeugen sowie zur Kollisionsvermeidung (siehe Abschnitt „Planung der Trajektorien und Geschwindigkeiten“). Anhang I Nummer 1.1 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa gilt entsprechend.
Sicherheitsabstand
Vorausfahrende Fahrzeuge auf der Fahrspur werden erkannt. Es erfolgt jederzeit die Einhaltung eines angemessenen Sicherheitsabstandes in jedem Geschwindigkeitsbereich und in jeder möglichen Fahrsituationen (insbesondere beim Geradeaus fahren, beim Abbiegen, und beim Fahrspurwechseln).
Fahrstreifenwechsel anderer Fahrzeuge
Der Fahrstreifenwechsel vorausfahrender oder nachfolgender Fahrzeuge, der von einem benachbarten Fahrstreifen in den eigenen Fahrstreifen oder aus ihm heraus in einen benachbarten Fahrstreifen erfolgt, wird erkannt und bei der Fahraufgabe entsprechend berücksichtigt. 
Kollisionsvermeidung mit in gleicher Richtung fahrenden Fahrzeugen
Kollisionen mit in gleicher Richtung fahrenden, in den eigenen Fahrstreifen eindringenden Fahrzeugen und Fahrrad Fahrenden sind innerhalb der durch folgende Gleichung bestimmten Bedingungen zu vermeiden. (Gleichung ist nur gültig für vor dem Fahrzeug mit autonomer Fahrfunktion einscherende Verkehrsteilnehmer, und nur dann, wenn die einscherenden Verkehrsteilnehmer mindestens 0,72 Sekunden vor dem Einscheren sichtbar waren):
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Folgend werden die Parameter der voranstehenden Gleichung spezifiziert:
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	Zeit bis zum Aufprall (TTC) zum Zeitpunkt des Eindringens in den Fahrstreifen des Fahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion in Sekunden. Als Eindringen wird ein Überschreiten der Außenkante des Fahrsteifens um mehr als 30 Centimeter gewertet.
	

	[image: image3.png]



	Relativgeschwindigkeit in Meter pro Sekunde [m/s]. Positiv für Annäherung des Fahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion an ein langsamer fahrendes einscherendes Fahrzeug.
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	Zeit in Sekunden, die bis zum Erreichen der Verzögerung a in Meter pro Sekunde-Quadrat vergeht.
	Typische Werte sind 0,5 Sekunden bis zum Erreichen von 10 Sekunde-Quadrat. Für geringere mögliche Verzögerungen des Fahrzeugs sind die Werte entsprechend zu skalieren. Für 6 Sekunde-Quadrat wird daher davon ausgegangen, dass diese Verzögerung in 0,3 Sekunden erreicht wird, 2,4 Sekunde-Quadrat in 0,12 Sekunden.
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	Zeit in Sekunden, die für die Einleitung einer Bremsreaktion erforderlich ist.
	0,1 Sekunden
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	Verzögerung in Meter pro Sekunde-Quadrat
	2,4 Sekunde-Quadrat für Fahrzeuge, die für die Beförderung von stehenden oder nicht angegurteten Fahrgästen ausgelegt sind
, 

6 Sekunde-Quadrat für übrige Fahrzeuge.




Daraus ergibt sich eine geforderte Kollisionsvermeidung bei Eindringen eines Fahrzeugs in den eigenen Fahrtstreifen oberhalb der folgenden TTC-Werte (beispielhaft für Geschwindigkeiten in 10 Kilometer pro Stunde-Schritten dargestellt). Diese Anforderungen sind unabhängig von Umweltbedingungen zu erfüllen und sollen bei der Ableitung von Bestehenskriterien berücksichtigt werden.
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 [Kilometer pro Stunde]
	TTCSpurwechsel [Sekunde] für Fahrzeuge mit stehend beförderten Fahrgästen
	TTCSpurwechsel [Sekunde] für übrige Fzg‘e

	10
	0,74
	0,48

	20
	1,32
	0,71

	30
	1,9
	0,94

	40
	2,47
	1,18

	50
	3,05
	1,41

	60
	3,63
	1,64


Sollte ein Fahrstreifenwechsler bei geringerer Zeit bis zum Aufprall (TTC)  in den Fahrstreifen des Fahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion eindringen, kann nicht mehr von einer Kollisionsvermeidung ausgegangen werden. Sofern eine Kollision nicht zu vermeiden ist, sind die Folgen durch Bremsen und damit möglichst großen Geschwindigkeitsabbau unter Abwägung der Gefahr für die Insassen des Fahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion aufgrund der Bremsung und der Kollision zu minimieren. Die Regelstrategie des Systems darf sich zwischen Kollisionsvermeidung und Kollisionsabschwächung nur insofern ändern, als eine Bremsung gegenüber einem nicht mehr erfolgreichen Ausweichmanöver priorisiert wird.

Spurwechselmanöver
Die Bestehenskriterien für Spurwechselmanöver sind an den Anforderungen der Regelung Nr. 79 der Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für Europa (UNECE) — Einheitliche Bedingungen für die Genehmigung der Fahrzeuge hinsichtlich der Lenkanlage [2018/1947], Änderungsserie 03 (kurz: UN-Regelung Nr. 79) für Automatically Commanded Steering Function -Systeme (ACSF) der Lenksysteme der Kategorie C laut § 5.6.4.6. zu entnehmen.  Anforderungen der UN-Regelung Nr. 79 an Funktionen, die sich auf die fahrende Person beziehen, nicht anzuwenden sind. Die Manöver sind so zu planen, dass keine Gefährdung von anderen am Verkehr Teilnehmenden stattfindet.

Die Bestehenskriterien in Bezug auf sichere Spurwechsel und daran wie eine Gefährdung anderer Verkehrsteilnehmer beim Spurwechseln zu vermeiden ist, orientieren sich an den Anforderungen der UN-Regelung Nr. 79, Änderungsserie 03 für ACSF-Systeme der Kategorie C § 5.6.4.7. und § 5.6.4.8., wobei für die Geschwindigkeit des sich nähernden Fahrzeugs (vapp) die jeweilig in der ODD herrschende Geschwindigkeitsbeschränkung angesetzt werden darf. 

Einbiegen und Kreuzen
Hinsichtlich der Interaktion mit anderen am Verkehr Teilnehmenden beim Einbiegen und Kreuzen sind folgende Bestehenskriterien zu berücksichtigen (siehe Abbildung 1):
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Abbildung 1: Visualisierung der Abstände beim Einbiegen und Kreuzen. Fall a): Einzuhaltender Abstand zum nachfolgenden Verkehr beim Einbiegen. Fall b): Zusätzlich einzuhaltender Abstand zum Gegenverkehr beim Einbiegen durch den Gegenverkehr. Fall c): beim Kreuzen einzuhaltender Abstand zum bevorrechtigt kreuzenden Verkehr. 

Die Bestehenskriterien, andere am Verkehr Teilnehmende auf den Zielstraßen beim Einbiegen nicht zu behindern oder zu gefährden, orientieren sich an den Anforderungen der UN-Regelung Nr. 79, Änderungsserie 03 für ACSF-Systeme der Kategorie C § 5.6.4.7. und § 5.6.4.8., wobei für die Annäherungsgeschwindigkeit vapp die jeweilig in der ODD herrschende Geschwindigkeitsbeschränkung angesetzt werden darf und wobei die Anforderungen und die geometrischen Beziehungen für den nach dem Einbiegen nachfolgenden Verkehr vom Spurwechsel auf das Einbiegemanöver entsprechend zu übertragen sind (Fall a in Abbildung 1).

Für das Einbiegen über die Gegenfahrbahn hinweg gilt für die Berücksichtigung des entgegenkommenden Verkehrs, dass – zusätzlich zum Abstand zum nachfolgenden Verkehr auf der Zielstraße - sicherzustellen ist, dass die TTC des bevorrechtigten Gegenverkehrs zum fiktiven Kollisionspunkt (Schnittpunkt der Trajektorien) niemals unter 3 Sekunden sinkt. (Fall b in Abbildung 1)

Gleiches gilt beim Kreuzen mit bevorrechtigtem Verkehr (Fall c in Abbildung 1): Die TTC des bevorrechtigten Verkehrs zum fiktiven Kollisionspunkt (Schnittpunkt der Trajektorien) muss mehr als 3 Sekunden betragen.

Durchführung von Tests

Für die Durchführung der Tests dürfen neben realen Fahrzeugen auch dem Stand der Technik entsprechende Testwerkzeuge eingesetzt werden, die reale Fahrzeuge und andere am Verkehr Teilnehmende ersetzen (Beispiele: Soft-Targets, Zu Fuß Gehende-Attrappen, mobile Plattformen). Die Ersatztestwerkzeuge müssen hinsichtlich der für eine Leistungsbewertung der Sensorik relevanten Eigenschaften, realen Fahrzeugen und anderen am Verkehr Teilnehmenden entsprechen. Tests dürfen nicht so ausgeführt werden, dass Versuchspersonal gefährdet wird.
Die Erfüllung von Anforderungen kann auch durch geeignete Simulation geprüft werden. Die Simulationswerkzeuge sind zu validieren. Die Validierung der Simulationswerkzeuge muss mittels Abgleich zu einer repräsentativen Auswahl von realen Versuchen erfolgen; es darf kein signifikanter Unterschied zwischen Kennwerten aus Simulation und Fahrversuch bestehen. Das Leistungsvermögen der Sensorik in Bezug auf Erkennung und Klassifizierung von Objekten in Abhängigkeit von unterschiedlichen Entfernungen und Umweltbedingungen ist für die Simulation in realen Tests zu ermitteln. Jede Simulationsreihe ist, falls dies vom Technischen Dient als notwendig erachtet wird, durch reale Tests zu ergänzen.
Jede in Anlage I Anhang 1 beschriebene Anforderung, die im vorgesehenen Betriebsbereich für den autonomen Fahrbetrieb entsprechend der beantragten Betriebserlaubnis relevant ist, und jedes gemäß Anlage I Anhang 1 Ziffer 7.2 identifizierte gefährliche Szenario ist zumindest durch Simulation zu prüfen. Dazu ist das zu testende Fahrzeug im autonomen Fahrbetrieb durch geeignete Wahl der Verkehrsumgebung in die entsprechende Situation zu bringen und mit der Anforderung zu konfrontieren. Es ist mindestens zu prüfen, wie sich das Fahrzeug mit autonomer Fahrfunktion in den in Anlage I Anhang 1 Ziffer 7.2 als gefährlich identifizierte Szenarien nahe der schwerst anzunehmenden Parameterkonstellation (Beispiele: maximale Eigengeschwindigkeit, kleinste geforderte TTC, maximale Geschwindigkeit anderer am Verkehr Teilnehmender, größtmögliche Verdeckung) sowie bei zwei weiteren, sich deutlich voneinander unterscheidenden Parameterkombinationen verhält. Die schwerst anzunehmende Parameterkonstellation ist durch den Hersteller in einer Schwachstellenanalyse zu ermitteln. In der Simulation kann das System auch in sinnvolle Teilsysteme zerlegt werden, um die Komplexität zu reduzieren und gezielter zu testen. Zum Beispiel können die Perzeption und die Trajektorien-Planung getrennt getestet werden.
Anforderungen an das Testgelände und Umweltbedingungen

Das Testgelände muss in seinen Eigenschaften (Beispiel: Reibwert) dem für die Genehmigung vorgesehenen festgelegten Betriebsbereich des Fahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion entsprechen. Als Testgelände kann der beantragte Betriebsbereich selbst fungieren, sofern dort Tests gefahrlos für andere am Verkehr Teilnehmende erfolgen können.

Tests sind bei verschiedenen Umweltbedingungen durchzuführen, sofern die Bedingungen innerhalb der Grenzen des festgelegten Betriebsbereiches für das zu testende Fahrzeug mit autonomer Fahrfunktion bleiben. Für nicht in Tests darstellbare Umweltbedingungen, die im festgelegten Betriebsbereich des Fahrzeuges auftreten können, ist vom Fahrzeughersteller der Nachweis zu führen, dass das Fahrzeug diese sicher beherrscht. Entsprechende Nachweise sind durch den Hersteller im Rahmen des Antrags auf Erteilung der Betriebserlaubnis gegenüber dem Kraftfahrt-Bundesamt vorzulegen.

Anhang 3: Digitaler Datenspeicher

a) Anwendungsbereich/Umfang

Die Speicherung digitaler Daten in Fahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion soll ausschließlich die folgenden Anwendungen ermöglichen, sobald die hierfür erforderlichen datenschutzrechtlichen Regelungen in Kraft getreten sind:

· Durchführung von Verkehrssicherheitsanalysen und Bewertung der Wirksamkeit spezifischer Maßnahmen,
· Zuordnung von Haftung und rechtlicher Verantwortung und 

· Forschung zum Zweck der Verbesserung der Verkehrssicherheit und der Gewährleistung datenschutzrechtlicher Vorgaben, insbesondere auch im Hinblick auf die Vorgaben der Artikel 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 in der Version vom 04.05.2016 (kurz: Datenschutz-Grundverordnung).

Für die Verarbeitung personenbezogener Daten gelten generell die Vorgaben der Datenschutz-Grundverordnung sowie in entsprechender Anwendung die Vorgaben der Verordnung (EU) 2019/2144 des europäischen Parlaments und des Rates vom 27. November 2019, insbesondere die Vorgaben des Artikels 6 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2019/2144. 

Die im digitalen Datenspeicher gespeicherten Daten  sind nur für die Verarbeitung durch das Kraftfahrt-Bundesamt und die nach Landesrecht zuständige Behörde zum Zwecke der Nachprüfung der Erfüllung der Voraussetzungen der Genehmigung und der mit der Genehmigung verbundenen Überwachungspflichten vorgesehen.
Funktionale Anforderungen - Speicherung

Im Fahrzeug mit autonomer Fahrfunktion muss ein Datenspeicher integriert sein, der ereignisbasiert beziehungsweise während des Betriebes gemäß § 9 Absatz 5 Satz 2 und § 15 Absatz 1 Daten des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion ausschließlich zu dem Zweck der Verbesserung der Verkehrssicherheit erfasst, verwendet und speichert. Die zu erfassenden Daten sind in §  1g  Absatz 1 des Straßenverkehrsgesetzes abschließend geregelt und in Anlage III zu dieser Verordnung präzisiert. Der Datenspeicher ist vom Hersteller entsprechend den in der Verordnung normierten Datenschutz- und -sicherheitsvorgaben gemäß dem Stand der Technik auszugestalten, insbesondere in Bezug auf ein System zur Zugangskontrolle sowie kryptischen Schutzverfahren entsprechend den in den einschlägigen Technischen Richtlinien des Bundesamtes für die Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) festgelegten Vorgaben. Das BSI ist in die konkrete Ausgestaltung der Vorgaben einzubeziehen. Wesentliche Anforderungen an den Datenspeicher sind nachfolgend dargestellt. Im Folgenden werden die verschiedenen Fälle der Datenaufzeichnung dargestellt.

Zu speichernde Ereignisse
Fall 1: Autonome Fahrt im festgelegten Betriebsbereich
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Fall 2: Autonome Fahrt im festgelegten Betriebsbereich mit Ereignis (Beispiel: Unfall)
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Fall 3: Autonome Fahrt im festgelegten Betriebsbereich mit Ereignis und anschließender Überführung des Fahrzeugs in den Risikominimalen Zustands


[image: image12]
Legende: 

	Zeitpunkt
	Beschreibung

	tS
	Beginn der Fahrt (Starten des Fahrzeugs)

	tE
	Ende der Fahrt

	t0
	Unfallereignis

	t0P
	Anforderung/Eingabe der Technischen Aufsicht


System der Datenspeicherung
Das System der Datenspeicherung darf nicht flüchtig sein. Die gespeicherten Daten müssen im stromlosen Zustand erhalten bleiben  Vom Hersteller ist ein Sicherheitskonzept zu erstellen, das den Vorgaben der Artikel 24, 25 und 32 der Datenschutz-Grundverordnung entspricht und eine Datenschutzfolgeabschätzung nach Artikel 35 der Datenschutz-Grundverordnung beinhaltet.
Ergänzende technische Anforderungen für den Datenspeicher:
· Die Datenspeicherung beginnt mit der Zulassung des Fahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion;
· Die Daten werden im Fahrzeug gespeichert;
· Der Zugang zu den gespeicherten Daten im Fahrzeug mit autonomer Fahrfunktion erfolgt über die normierte 16-polige On-Board-Diagnose-Schnittstelle (16-polige OBD-Schnittstelle) über ein Kommunikationsmodul nach ISO 22900
 Straßenfahrzeuge - Modulare Kommunikationsschnittstelle im Fahrzeug (MVCI)beziehungsweise nach SAE J2534 unter Verwendung der proprietären Software des Herstellers oder über die proprietäre Schnittstelle. Ergänzend dazu müssen in bestimmten Situationen oder nach bestimmten Ereignissen die Daten direkt über eine Weitverkehrsnetz-Anbindung (WAN-Verbindung) an die zuständige staatliche Stelle gesendet werden;
· Der Zugang und das Herunterladen der gespeicherten Daten über die normierte 16-polige OBD-Schnittstelle oder über die proprietäre Schnittstelle darf nur durch das Kraftfahrt-Bundesamt und die nach Landesrecht zuständige Behörde erfolgen;

· Im Reparaturfall erfolgt der Zugang zum Datenspeicher im Fahrzeug mit autonomer Fahrfunktion über die normierte 16-polige OBD-Schnittstelle über ein Kommunikationsmodul nach ISO 22900 beziehungsweise nach SAE J2534 nur unter Verwendung der proprietären Software des Herstellers oder über die proprietäre Schnittstelle.

•
Die Datenspeicherung und die Datenübermittlung hat den Anforderungen an die Sicherheit im Bereich der Informationstechnologie (Anhang 5 zu dieser Anlage) zu genügen. Insbesondere müssen die Daten dem Stand der Technik gemäß vor Manipulation und missbräuchlicher Verwendung geschützt werden..
Anhang 4: Anforderungen an Mensch-Maschine-Schnittstellen

Ein Fahrzeug, das autonom führerlos innerhalb eines festgelegten Betriebsbereiches betrieben wird, erfordert nur in Ausnahmesituationen eine Interaktion mit einer Technischen Aufsicht. Demnach müssen autonome Fahrfunktionen innerhalb des festgelegten Betriebsbereiches alle für eine verkehrssichere Steuerung notwendigen Aufgaben beherrschen, ohne dass eine fahrzeugführende Person in die Steuerung eingreift oder die Fahrt des Fahrzeuges permanent von der Technischen Aufsicht überwacht wird. 

Für die Fahrt sind zwei Anwendungsfälle der Interaktion zu unterscheiden:

1.
Erteilen einer Fahrmanöverfreigabe an das Fahrzeug mit autonomer Fahrfunktion durch die Technische Aufsicht

Sobald das Fahrzeug mit autonomer Fahrfunktion in eine Situation gerät, in der die Fortsetzung der Fahrt nur durch eine Verletzung der Straßenverkehrsordnung (StVO) möglich wäre, wird das Fahrzeug in den Risikominimalen Zustand versetzt. Das Verlassen des Risikominimalen Zustands erfolgt mit Unterstützung der Technischen Aufsicht. Folgendes ist hierbei zu beachten:

· Die autonome Fahrfunktion kann initial der Technischen Aufsicht mögliche Fahrmanöver zur Fortsetzung der Fahrt vorschlagen und ausreichend Daten zur Beurteilung der Situation liefern. Die Technische Aufsicht entscheidet über eine Freigabe für das mögliche Fahrmanöver. 

· Schlägt die autonome Fahrfunktion der Technischen Aufsicht kein Fahrmanöver zur Fortsetzung der Fahrt vor so muss die Technische Aufsicht über den weiteren Verlauf entscheiden. Wird durch die Technische Aufsicht ein Fahrmanöver vorgegeben, so muss dieses durch die autonome Fahrfunktion validiert werden.

Unabhängig von Kugelpunkt 1 und  von Kugelpunkt 2 darf die autonome Fahrfunktion das Fahrmanöver nicht ausführen, wenn daraus eine Gefährdung der am Verkehr Teilnehmenden resultieren würde. Die sichere Ausführung beziehungsweise Nichtausführung solcher Fahrmanöver obliegt weiterhin der autonomen Fahrfunktion mit systemseitiger Auswertung der aktuellen Verkehrssituation vor Ort.

2.
Übernahme der Fahraufgabe durch manuelle Steuerung außerhalb des festgelegten Betriebsbereiches

Erreicht die autonome Fahrt die Grenzen des festgelegten Betriebsbereiches, muss das Fahrzeug durch die autonome Funktion in den Risikominimalen Zustand versetzt werden. Erfolgt eine Fortführung der Fahrt außerhalb der Grenzen des festgelegten Betriebsbereiches durch eine fahrzeugführende Person, so ist die fahrzeugführende Person mittels eines geeigneten Interaktionskonzeptes zur Aktivität aufzufordern. Sofern das Stehenbleiben des Fahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion den umlaufenden Verkehr oder Dritte behindern würde, so ist die Aufforderung zur Aktivität durch einen entsprechenden Hinweis zu ergänzen und in ihrer Intensität fortlaufend zu steigern. Die Aufforderung kann beispielsweise durch Signaltöne in zunehmender Lautstärke oder durch Vibrationen mit zunehmender Intensität erfolgen.

.
Anhang 5: Anforderungen an die Sicherheit im Bereich der Informationstechnologie

Über den gesamten Entwicklungs- und Betriebszeitraum des Fahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion ist vom Hersteller die Absicherung vor Angriffen auf die elektronische und elektrische Architektur des Fahrzeuges sowie auf die mit dem Fahrzeug in Verbindung stehenden elektronischen und elektrischen Architektur gegenüber dem Kraftfahrt-Bundesamt und der nach Landesrecht zuständigen Behörde   nachzuweisen. Dies impliziert auch die Absicherung vor Angriffen in Verbindung mit Software-Updates. 

Die vom Hersteller zu erfüllenden Anforderungen bezüglich der Sicherheit im Bereich der Informationstechnologie sind u.  a. den Anforderungen der UN-Regelung 155 „UN Regulation on uniform provisions concerning the approval of vehicles with regard to cyber security and of cybersecurity management systems“ mit Maßgabe des folgenden zu entnehmen Die Anforderungen in unter Ziffer 3 und 5 gelten zusätzlich zu dieser UN-Regulierung. Vom Hersteller ist darüber hinaus ein Sicherheitskonzept zu erstellen, das den Vorgaben der Artikel 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 in der Version vom 04.05.2016 (kurz: Datenschutz-Grundverordnung) entspricht und eine Datenschutzfolgeabschätzung nach Artikel 35 der Datenschutz-Grundverordnung beinhaltet.

Erkennt der Hersteller Manipulationen am Fahrzeug, so sind diese unverzüglich dem Kraftfahrt-Bundesamt und der nach Landesrecht zuständigen Behörde mitzuteilen und entsprechende Maßnahmen einzuleiten.
a) Cyber Security Management System

Um den Anforderungen an die Sicherheit im Bereich der Informationstechnologie gerecht zu werden, ist vom Hersteller gegenüber dem Kraftfahrt-Bundesamt und der nach Landesrecht zuständigen Behörde die Existenz und Nutzung eines Cyber Security Management Systems (CSMS) nachzuweisen. Aufgabe des CSMS ist es, Cybersicherheitsrisiken zu identifizieren, zu evaluieren und zu entschärfen. Die Sicherheit der Fahrzeuginsassen oder weiterer am Verkehr Teilnehmender und Leib oder Leben von Personen darf durch diese Risiken nicht beeinträchtigt werden. Dabei sollen mindestens folgende Schutzziele in Bezug auf vom Fahrzeug übermittelte oder empfangene Daten bzw. in Bezug auf die die Fahrfunktion berücksichtigt werden:

· Vertraulichkeit

· Integrität

· Verfügbarkeit

· Nachweisbarkeit

· Authentizität

· Verantwortlichkeit

Prüfung und Anforderungen an das CSMS
Im Rahmen der Begutachtung prüft das Kraftfahrt-Bundesamt oder ein durch das Kraftfahrt-Bundesamt beauftragter Technischer Dienst, ob ein Fahrzeughersteller ein CSMS eingeführt hat, und ob dieses System den Anforderungen der UN-Regelung 155 und den Vorgaben der Artikel 24, 25 und 32 der Datenschutz-Grundverordnung entspricht. Das Kraftfahrt-Bundesamt beteiligt das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik bei der Prüfung.
Umfang des CSMS
Der Hersteller weist gegenüber dem Kraftfahrt-Bundesamt oder dem durch das Kraftfahrt-Bundesamt beauftragten Technischen Dienst und der nach Landesrecht zuständigen Behörde nach, dass sein CSMS die Entwicklung, die Produktion und den Betrieb des Fahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion umfasst.

Der Hersteller weist hierbei auch nach, dass die im Rahmen des CSMS verwendeten Verfahren angemessen sind. Diese sollen Folgendes umfassen:

· die Verfahren die innerhalb der Organisation des Fahrzeugherstellers durchgeführt werden, um die Cybersicherheit zu gewährleisten;
· die Verfahren, die durchgeführt werden, um Gefährdungen von Fahrzeugtypen festzustellen;
· die zur Bewertung, Kategorisierung und Behandlung von festgestellten Gefahren durchzuführenden Verfahren;
· die Verfahren, die zur Bestätigung, dass festgestellte Gefahren angemessen behandelt werden durchgeführt werden;
· die Verfahren, die zur Prüfung der Cybersicherheit eines Fahrzeugtyps durchgeführt werden;
· die Verfahren die zur Sicherstellung, dass die Risikobeurteilung fortlaufend aktualisiert wird durchgeführt werden;
· die Verfahren die zur Beobachtung und Feststellung von sowie Reaktionen auf Cyberangriffe und Cybergefahren durchgeführt werden.und 
· die Verfahren die zur Beurteilung der wirksamen Umsetzung von Maßnahmen zur Abwehr von Cybergefahren durchgeführt werden.

Cyber-Risikobeurteilung des Fahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion

Bevor die Begutachtung eines Fahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion zum Zwecke der Genehmigung durchgeführt wird, muss der Hersteller gegenüber dem Kraftfahrt-Bundesamt oder dem durch das Kraftfahrt-Bundesamt beauftragten Technischen Dienst und der nach Landesrecht zuständigen Behörde nachweisen, dass das CSMS des Herstellers über eine gültige CSMS-Konformitätsbescheinigung verfügt und dass das CSMS auf den zu genehmigenden Fahrzeugtyp angewendet wird.

Prüfung und erforderliche Maßnahmen
Die Genehmigungsbehörde oder der von dieser hiermit beauftragte Technische Dienst prüft anhand der Dokumentation, ob der Hersteller die für den Fahrzeugtyp erforderlichen Maßnahmen getroffen hat, um 

· entlang der Lieferkette alle nach dieser Regelung erforderlichen Informationen zu erheben und zu prüfen;
· die Risikobeurteilung, die Ergebnisse von Tests sowie die Risikoabsicherung (Mitigation) für den Fahrzeugtyp, einschließlich der weiteren Informationen zur Gestaltung im Zusammenhang mit der Risikobeurteilung, zu dokumentieren und
· angemessene Cybersicherheitsmaßnahmen bei der Gestaltung des Fahrzeugs und dessen Systeme umzusetzen.

Stichprobenprüfung
Das Kraftfahrt-Bundesamt oder der durch das Kraftfahrt-Bundesamt beauftragte Technische Dienst und die nach Landesrecht zuständige Behörde überprüfen anhand eines Musterfahrzeugs, ob der Hersteller, die von ihm dokumentierten Cybersicherheitsmaßnahmen umgesetzt hat. Dies kann in Form von Stichproben erfolgen. Das Prüfergebnis ist detailliert zu dokumentieren.
Risikobeurteilung
Der Hersteller weist gegenüber dem Kraftfahrt-Bundesamt oder dem durch das Kraftfahrt-Bundesamt beauftragten Technischen Dienst und der nach Landesrecht zuständigen Behörde schriftlich oder elektronisch nach, wie die Risikobewertung für den Fahrzeugtyp durchgeführt wurde. Die Risikobeurteilung betrachtet die Systeme des Fahrzeugtyps sowie die Interaktionen dieser Systeme. Weiterhin sind im Rahmen der Risikobeurteilung sämtliche Interaktionen mit externem System zu betrachten. 
Schutz kritischer Elemente
Der Hersteller weist gegenüber dem Kraftfahrt-Bundesamt oder dem durch das Kraftfahrt-Bundesamt beauftragten Technischen Dienst und der nach Landesrecht zuständigen Behörde schriftlich oder elektronisch nach, dass kritische Elemente des Fahrzeugtyps gegen die Gefahren, die im Rahmen der Risikobeurteilung des Herstellers festgestellt wurden, geschützt werden. Es sind angemessene Risikoabsicherungen umzusetzen, um solche Elemente zu schützen.

Nachweis
Der Hersteller weist gegenüber dem Kraftfahrt-Bundesamt oder dem durch das Kraftfahrt-Bundesamt beauftragten Technischen Dienst und der nach Landesrecht zuständigen Behörde schriftlich oder elektronisch nach, dass angemessene und die Verhältnismäßigkeit wahrende Maßnahmen ergriffen wurden, um den Fahrzeugtyp für die Speicherung und die Ausführung von Zulieferersoftware, Dienstleistungen, Applikationen oder Daten zu schützen.

Der Hersteller beschreibt in dem Nachweis, welche Tests durchgeführt wurden, um die Effizienz der angewendeten Sicherheitsmaßnahmen zu prüfen und informiert das Kraftfahrt-Bundesamt oder den durch das Kraftfahrt-Bundesamt beauftragten Technischen Dienst und die nach Landesrecht zuständige Behörde über die Ergebnisse dieser Tests.
Funkverbindungen

Der Hersteller hat eine für die autonome Fahrt ausreichend sichere Funkverbindungen vorzusehen. Ein für die autonome Fahrfunktion kritischer Abbruch der Funkverbindungen oder ein unerlaubter Zugriff auf diese Verbindungen löst die Versetzung des Fahrzeuges in den risikominimalen Zustand aus.

Die Verbindungen sind so auszuführen, dass das Risiko eines unerlaubten Zugriffs auf die Verbindungen nach dem Stand der Technik minimiert wird. Der Aufbau der Verbindung und die Datenübertragung sind mit der Nutzung offener und etablierter Standards zu sichern und zu verschlüsseln. Es ist mindestens der RFC 8446 Standard (TLS 1.3) in der von der IETS im August 2018 veröffentlichten Fassung, eine Weiterentwicklung desselben oder ein vergleichbar hoher Standard zu nutzen.

Anlage II - Technische und organisatorische Anforderungen an den Halter

1. Anforderungen an die Technische Aufsicht 
1.1 Der Halter muss der nach Landesrecht zuständigen Behörde auf Verlangen Nachweise darüber erbringen, dass die für die Durchführung der Technischen Aufsicht verantwortliche Person mindestens über einen Abschluss als

· Diplom-Ingenieur, Diplom-Ingenieur (FH), Ingenieur (graduiert), oder 

· Bachelor, Master oder 

· staatlich geprüfter Techniker 

der Fachrichtung Maschinenbau, Fahrzeugtechnik, Elektrotechnik oder Luft- und Raumfahrttechnik sowie Luftfahrzeugtechnik verfügt.

1.2 Für die Durchführung der Technischen Aufsicht verantwortliche Personen müssen eine entsprechende Schulung in Bezug auf das Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion beim Hersteller dieses Fahrzeugs erfolgreich abgeschlossen haben.

1.3 Für die Durchführung der Technischen Aufsicht verantwortliche Personen müssen eine gültige Fahrerlaubnis besitzen. Die Klasse der Fahrerlaubnis muss der des Kraftfahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion entsprechen.

2. Ergänzende Anforderungen an Durchführung der technischen und organisatorischen Aufgaben (§ 13 Absatz 1 Nummer 1, Absatz 3)

2. 1 Führt der Halter  die technischen und organisatorischen Aufgaben nach § 11 Absatz 1 und 3 nicht selbst durch, muss er gewährleisten, dass er eine Person oder mehrere Personen für die Durchführung bestellt hat. Die technischen und organisatorischen Anforderungen umfassen die Durchführung von Wartungsarbeiten, Gesamtprüfungen, weitere Untersuchungen und Fahrten im manuellen Fahrbetrieb.

2.2 Der Halter muss sicherstellen, dass Anweisungen (z.B. aus dem Hersteller-Betriebshandbuch) vorliegen und befolgt werden, welche Regeln enthalten, nach denen eine ordnungsgemäße Durchführung der Wartungsarbeiten, Gesamtprüfungen, weiterer Untersuchungen und Fahrten im manuellen Fahrbetrieb gewährleistet ist. Die Dokumentenverwaltung für die Anweisungen muss  mindestens den Anforderungen der ISO 9001:2015 genügen.

2.3 Berichte über die Durchführung von Wartungsarbeiten, Gesamtprüfung und weiteren Untersuchungen müssen durch die verantwortliche Person oder die verantwortlichen Personen schriftlich oder elektronisch erstellt werden. Die Berichte sind unmittelbar nach Durchführung der Wartung, Gesamtprüfung und weiteren Untersuchungen schriftlich oder elektronisch zu unterzeichnen. Die Berichte sind von der für die Technische Aufsicht verantwortlichen Person sechs Monate ab der Beendigung der Technischen Aufsicht aufzubewahren und nach Ablauf dieser Frist von der für die Technische Aufsicht verantwortlichen Person unverzüglich, bei elektronischer Speicherung automatisiert, zu löschen. Die Dokumentenverwaltung für die Berichte muss mindestens den Anforderungen der ISO 9001:2015 genügen.

2.4 Der Halter muss sicherstellen, dass für die Durchführung der technischen und organisatorischen Anforderungen verantwortliche Personen über eine geeignete fachliche Qualifikation verfügen. Dies bedeutet, dass für die Durchführung der technischen und organisatorischen Anforderungen verantwortliche Personen mindestens eine Meisterprüfung im Kraftfahrzeugmechaniker-Handwerk erfolgreich bestanden haben. Diesem Abschluss steht der Abschluss als  Diplom-Ingenieur, Diplom-Ingenieur (FH), Ingenieur (graduiert), Bachelor, Master oder der staatlich geprüfte Techniker der Fachrichtung Maschinenbau, Fahrzeugtechnik, Elektrotechnik oder Luft- und Raumfahrttechnik/Luftfahrzeugtechnik gleich, sofern der Betreffende nachweislich im Kraftfahrzeugbereich tätig ist und eine mindestens dreijährige Tätigkeit nachgewiesen werden kann.

2.5 Für die Durchführung der technischen und organisatorischen Anforderungen verantwortliche Personen müssen eine Schulung in Bezug auf das Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion beim Hersteller dieses Fahrzeugs erfolgreich abgeschlossen haben.

2.6 Für die Durchführung von Fahrten im manuellen Fahrbetrieb verantwortliche Personen müssen eine gültige Fahrerlaubnis besitzen. Die Klasse der Fahrerlaubnis muss der des Kraftfahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion entsprechen.

3. Erweiterte Abfahrkontrolle

3.1.  Vor der Inbetriebnahme wird eine Kontrolle des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion durchgeführt. Bei der Kontrolle werden folgende Bereiche überprüft:

· Bremsanlage;

· Lenkanlage;

· Lichtanlage;

· Reifen/Räder;

· Fahrwerk;

· Sicherheitsrelevante elektronisch geregelte Fahrzeugsysteme sowie die Sensorik zur Erfassung externer interner und externer Parameter (z .B. über die normierte 16-polige On-Board-Diagnoseschnittstelle-Schnittstelle unter Verwendung der Diagnose- und Programmiersoftware des Herstellers);

· Soweit möglich: Prüfung der mechanischen Fahrzeugsysteme für die aktive und passive Sicherheit.

3.2.  Vor Beginn und nach Abschluss der Kontrolle ist mit dem zu untersuchenden Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion eine Fahrt durchzuführen, um beispielsweise die autonomen Systeme zu aktivieren beziehungsweise final zu prüfen.

Anlage III – Datenspeicherung
Während des Betriebes nach § 9 Absatz 5 Satz 2 sind im Fahrzeug nach § 15 Absatz 1 dieser Verordnung folgende Daten zu erfassen. 

	DATEN 
	BEISPIEL DATENFORMAT

	Fahrzeugidentifizierungsnummer 
	Alphanummerische Zeichen

[A-Z; 0-9]

Beispiel: AAAAAA654398GFRDE

	Positionsdaten 
	Breiten- und Längengrad

[±ddd.ddddd°, 

Angabe in Angabe in ±Graden(°) und Dezimalgraden, 5 Nachkommastellen]
Höhenangaben in Meter

Ausgabe im Globalen Positionsbestimmungssystem - Austauschformat als Abfolge von Punkten, in denen eine Änderung der Fortbewegungsrichtung erfolgte; Angabe des (Karten-) Bezugssystems.

	Datum und Zeit der Aktivierung/Deaktivierung der automatisierten Funktion
	Datum (Jahr:Monat:Tag), Zeit (Stunde:Minute:Sekunde), 

Beispiel: 2019-07-16, 05:25:12

	Fehlerspeichereinträge (Beginn/Ende) 

samt Softwarestand
	Alphanummerische Zeichen

[A-Z; 0-9] samt Erklärung

Beispiel: P0601 Motorsteuergerät – Speicher Prüfsummenfehler

	Umwelt- und Wetterbedingungen
	Temperatur/°C, Helligkeit/

Beleuchtungsstärke/lux, Stellung des Scheibenwischers an/aus

	Vernetzung
	Vernetzungsparameter wie beispielsweise Übertragungslatenz und verfügbare Bandbreite

	Name der aktivierten/deaktivierten passiven und aktiven Sicherheitssysteme, Zustand, auslösende Instanz (System oder extern)
	Name des Systems, Zustand, Instanz

Beispiel: Notbremssystem, aktiv, Systemfunktionsfähigkeit

	Fahrzeugbeschleunigung in Längs- und Querrichtung
	Numerische Werte in Meter pro Sekunde zum Quadrat

	Geschwindigkeit
	Numerischer Wert in Meter pro Sekunde
	

	Status der Beleuchtung
	Beispiel:

Blinken an/aus

Tagfahrlicht an/aus

	Spannungsversorgung des autonomen Kraftfahrzeugs
	Numerischer Wert in Volt

	Anzahl und Zeit der Nutzung des Automatisierungssystems 
	Anzahl, Einzelzeiten (Stunde:Minute:Sekunde)



Im Regelbetrieb gemäß § 15 Absatz 2 dieser Verordnung sind im Fahrzeug ereignisbasiert folgende Daten zu speichern.

	DATEN 
	BEISPIEL DATENFORMAT

	Fahrzeugidentifizierungsnummer 
	Alphanummerische Zeichen

[A-Z; 0-9]

Beispiel: AAAAAA654398GFRDE

	Positionsdaten 
	Breiten- und Längengrad

[±ddd.ddddd°, 

Angabe in Angabe in ±Graden(°) und Dezimalgraden, 5 Nachkommastellen]
Höhenangaben in Meter

Ausgabe im Globalen Positionsbestimmungssystem - Austauschformat als Abfolge von Punkten, in denen eine Änderung der Fortbewegungsrichtung erfolgte; Angabe des (Karten-) Bezugssystems.

	Umwelt- und Wetterbedingungen
	Temperatur/°C, Helligkeit/

Beleuchtungsstärke/lux, Stellung des Scheibenwischers an/aus

	Vernetzung
	Vernetzungsparameter wie beispielsweise IMSI, IMEI, Rufnummer

	Name der aktivierten/deaktivierten passiven und aktiven Sicherheitssysteme, Zustand, auslösende Instanz (System oder extern)
	Name des Systems, Zustand, Instanz

Beispiel: Notbremssystem, aktiv, Systemfunktionsfähigkeit

	Fahrzeugbeschleunigung in Längs- und Querrichtung
	Numerische Werte in Meter pro Sekunde zum Quadrat

	Geschwindigkeit
	Numerischer Wert in Meter pro Sekunde
	

	Status der Beleuchtung
	Beispiel:

Blinken an/aus

Tagfahrlicht an/aus

	Spannungsversorgung des autonomen Kraftfahrzeugs
	Numerischer Wert in Volt

	Speicherdauer nach dem Ereignis
	3 Jahre nach Betriebseinstellung des Fahrzeugs

	Aufzeichnungsdauer vor dem Ereignis
	5 Sekunden

	Kennzeichnung der Ereignisse
	Zeitzone mit Satelliten-Synchronisierung


Anlage IV – Dokumentationspflichten des Herstellers

Funktionale Beschreibung

Der Hersteller hat eine funktionale Beschreibung des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion zu erstellen. Eine Systematik für die funktionale Beschreibung kann ISO 26262-3-5:2011 Road vehicles - Functional safety - Part 3: Concept phase entnommen werden. Ziel der funktionalen Beschreibung ist es, die technischen Grundlagen der Funktionen des Kraftfahrzeugs und die nötigen Bedingungen des sicheren Betriebes sowie die Umsetzung der Vorgaben des Datenschutzes und der Datensicherheit darzulegen. Die funktionale Beschreibung ist dem Kraftfahrt-Bundesamt elektronisch vorzulegen und von diesem zu prüfen. Die funktionale Beschreibung sollte mindestens die folgenden Themen behandeln:

1.1
Betriebsbereich des Kraftahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion (z. B. Personenbeförderung im Verkehr zwischen festgelegten Stationen);
1.2 
Technische Beschreibung (Blockschaltbilder, Schnittstellen zu anderen Fahrzeugsystemen);
1.3
Beschreibung der geforderten Funktionen des Kraftfahrzeuges und der Systemzustände (z. B. Fahrt mit aktivierter autonomer Funktion, sonstige Fahrmodi, risikominimaler Zustand);
1.4 Zum reibungslosen Betrieb nötige Umweltbedingungen (z. B. Sichtbedingungen, Wetterbedingungen, Fahrbahnzustand);
1.5 
Normative oder prozedurale Anforderungen an den Betrieb (z. B. Arbeits- und Gesundheitsschutz, interne Freigabeprozesse, digitales Rollen und Rechtekonzept);
1.6 
Systematik der Interaktion mit anderen Verkehrsteilnehmern (z. B. Reaktion auf nicht eindeutiges Verhalten, Warnzeichen, Handzeichen);
1.7 
Anforderungen an die Verkehrsinfrastruktur zum reibungslosen Betrieb (z. B. Funksignale von Schildern oder Ampeln) und
1.8 
Umsetzung und Gewährleistung der Vorgaben zum Datenschutz und der Datensicherheit.

Betriebshandbuch

Der Hersteller muss ein Betriebshandbuch erstellen. Mit dem Ziel, den sicheren Betrieb des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion zu gewährleisten, soll das Betriebshandbuch die Bedienung, Wartung, Gesamtprüfung, Diagnose des Kraftfahrzeuges und die dem Datenschutz und der Datensicherheit dienenden Parameter detailliert darstellen. Das Betriebshandbuch ist dem Kraftfahrt-Bundesamt elektronisch vorzulegen und von diesem zu prüfen. Dem Halter ist das Betriebshandbuch ebenfalls zur Verfügung zu stellen. Zum Inhalt des Betriebshandbuches gehören mindestens folgende Punkte:
Ein Rollen-Rechte-Pflichten Konzept für die zum Betrieb nötigen Tätigkeiten;

Definition der erforderlichen Kompetenzen zur Ausübung der zum Betrieb nötigen Tätigkeiten;

Umfang, Ablauf, Zeitpunkte und Intervalle von Wartungsmaßnahmen;

Sicherheitshinweise im Sinne der Beachtung von Grenzwerten für die technischen Funktionen;

Entstörungs- oder Sicherheitsmaßnahmen, die im Falle einer Störung des Betriebes zu ergreifen sind;

Ein nach Möglichkeit digital zu erstellendes Logbuch über Wartungs- und Reparaturmaßnahmen inklusive der zur Dokumentation der Maßnahmen nötigen Vorlagen (digital oder in Papierform);

Darstellung der dem Datenschutz und der Datensicherheit dienenden Funktionalitäten.
Sicherheitskonzept

Das in Anlage I Anhang 1 Ziffer 7.2dargestellte Sicherheitskonzept zur Funktionalen Sicherheit ist vom Hersteller zu dokumentieren. Die Dokumentation soll die Prüfung der Funktionalen Sicherheit ermöglichen. Das Sicherheitskonzept ist dem Kraftfahrt-Bundesamt elektronisch vorzulegen und von diesem zu prüfen. Dem Halter ist das Sicherheitskonzept ebenfalls zur Verfügung zu stellen.
Sicherheit im Bereich der Informationstechnologie

Das in Anlage I Anhang 5 dargestellte Konzept zur Sicherheit im Bereich der Informationstechnologie ist vom Hersteller zu dokumentieren. Die Dokumentation soll die Prüfung der Sicherheit im Bereich der Informationstechnologie ermöglichen und eine detaillierte Beschreibung in Bezug auf die Gewährleistung des Datenschutzes und der Datensicherheit enthalten, insbesondere hinsichtlich der Beachtung der Vorgaben der Artikel 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 2019/2144 des europäischen Parlaments und des Rates vom 27. November 2019. Das Sicherheitskonzept ist dem Kraftfahrt-Bundesamt elektronisch vorzulegen und von diesem mit Unterstützung des Bundesamts für Sicherheit in der Informationstechnik zu prüfen. Dem Halter ist das Sicherheitskonzept ebenfalls zur Verfügung zu stellen. 
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